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In diesem Sinne hat auch das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) im Jahr 2007
eineFördermaßnahmeaufgelegt,diedazubeitragensoll,dieAnpassungskompetenzinDeutschland
zu steigern. Ziel von "KLIMZUG – Klimawandel in Regionen zukunftsfähig gestalten" ist es, „die zu
erwartendenÄnderungenimKlimaundseinerextremenWetterausprägungeninregionalePlanungs
undEntwicklungsprozesse zu integrieren“ (BMBF2007). FürKLIMZUGwirdalsoeinexplizit räumli
cher Ansatz gewählt. Der Auftrag an die Fördernehmer lautet, „regionale Kooperationsnetzwerke“
(weiter)zuentwickeln,dierelevante„wissenschaftliche,planerische,technischeundunternehmeri











disziplinären GovernanceForschung, um diese für den praktischen Prozess der Etablierung eines
regionalen Kooperationsnetzwerks fruchtbar zu machen. Insofern hat Governance hier neben der
deskriptivenaucheinedezidiertnormativeKomponente(imSinnevon„GoodGovernance“).
Zugleich aber kann – und sollte unserer Auffassung nach – Governance auch als kritisches analyti









DieVerbindungvonGovernanceundregionalemFokus istnoch relativ jung.SieberuhtaufderEr
kenntnis,dassregionaleEntwicklungspolitikoftmalsbesseraufKooperationinNetzwerkengestützt
werdenkannalsaufbeschränkteRegulierungskompetenzenformalerOrganisationen. Immerhäufi







GovernanceProzesse anstoßen. Hier zeigt sich ein verändertes Selbstverständnis des Staates: „Die













me auf, weil sie häufig mit einer weitreichenden Reorganisation von Zuständigkeiten und oftmals






















 die für den Projekterfolg entscheidenden Prozesse des AgendaSettings und der Programmfor
mulierung,










chen Institutionen erachtet: „Wann immer Auswege aus politischen, sozialen und wirtschaftlichen
Krisen diskutiert werden, taucht früher oder später das Schlagwort ‚Netzwerk’ auf.“ (ADRIAN 2002:
13) Der NetzwerkAnsatz wurde in den letzten zwanzig Jahren insbesondere dann zum Einsatz ge
bracht,wenneineinnovativeundnochnichtroutinisierbareKonsensbildungangestrebtwurde(Fürst
2005:711)oderwennesgalt,kreativeLösungenfürneueundunbekannteProblemezufinden(z.B.
im Umweltbereich, vgl. BIERMANN 2004). Netzwerke gelten als kompensatorisches Instrument zur
„Implementierung eines strategischen Prozesses (oftmals) in Richtung Nachhaltigkeit und sozial








den Bereichen Wirtschaft, Politik und Verwaltung, Zivilgesellschaft und Wissenschaft – im Hinblick
aufeinbestimmtesZiel:ImFallederKLIMZUGProjekterichtetsichdasGestaltungshandelnaufregi
onalmaßgeschneiderteWegederAnpassungandiemöglichenAuswirkungendesKlimawandels.
Der„Clou“solcherNetzwerkBildungund Steuerung ist,dasssieAkteure inBeziehungsetzensoll,





gegenwärtigen Situation sowie der möglichen Lösungen der damit verbundenen Probleme initiiert
werden“(ebd.:356).
GRANOVETTER(1973)postuliert,dassNetzwerkevorallemdannproduktivundinnovativsind,wennsie
einerseits eine gewisse interne, von Vertrauen und Sicherheit geprägte soziale Kohäsion ausbilden
(„strong ties“), andererseits aber mit einer größeren Anzahl von Individuen und/oder Institutionen
außerhalbdesengerenZirkelsauchübersozialeDistanzenhinwegkommunizieren,ohneletzterein
festeinstitutionelleBindungeneinzubeziehen(„weakties“).„Weakties“sindvorallemdannbedeut
sam,wenn InformationenundWissenausgetauschtwerdensollen: „Mündliche Kontakte zwischen
Quellen,diesichwechselseitigakzeptierenundschätzen,habenhöhereWirkungenaufVerhaltenals
schriftliche Kontakte.“ (FÜRST/SCHUBERT 1998: 356). Im Sinne der angestrebten NetzwerkSteuerung
kommtesfürdieKLIMZUGNetzwerkedeshalberstensvorallemdaraufan, in ihremInnerenenge,










Kollegen aus den KLIMZUGVerbünden ans Fachgebiet Stadt und Regionalsoziologie der Fakultät
RaumplanunganderTechnischenUniversitätDortmundeinzuladen.1ÜberdiestarkeResonanzauf
unseren Call for Papers und die über 50 Teilnehmerinnen und Teilnehmer haben wir uns sehr ge
freut.DieInteressenwarenbreitgefächertundreichten
 vom Erfahrungsaustausch: Wie gehen die anderen Verbünde die Fragen der Netzwerkbildung
undNetzwerksteuerungan,welchesinddiewichtigenAkteureundInteressengruppeninSachen







man kompetitive und kooperative Grundhaltungen zusammen, wie geht man mit der unter
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RAHMENBEDINGUNGEN UND HERAUSFORDERUNGEN EINER REGIONALEN






















Die Klimaanpassungsforschung hebt die Bedeutung von Governance als Faktor regionaler Klimaan
passungskapazitäthervor.DaKlimaanpassungeineGemeinschaftsaufgabeist,müssenfüreinenach
haltige, vorausschauende und effektive Bewältigung regionaler Klimawandelfolgen staatliche und










andererseits um die Erprobung partizipativer Kooperationsformen quer zu institutionellen Struktu
ren.EntscheidendfüreffektiveEntscheidungsstrukturenscheintdiepolitischeundöffentlicheAkzep
tanzderbeteiligtenstaatlichenwienichtstaatlichenAkteurezusein,sowiedieVerbindungvonKli


















Governance als Lösungsansatz zur Bewältigung des regionalen Klimawan
dels!?1
DieAufgabedernochjungenForschungzuregionalerKlimawandelGovernanceistesherauszuarbei
ten, welche Akteure und Institutionen auf dem Weg zu einer nachhaltigen regionalen Klimapolitik
eingebundenseinsolltenundwelcheRegelstrukturenundKooperationsmodigeeignetsindfüreine
politischeGestaltungdiesesProzesses.DiesozialwissenschaftlicheKlimawandelforschunggehtdavon
aus, dass bestehende Governanceformen auf der regionalen Ebene optimiert werden müssen, um
eine effektive Anpassung an regionale Klimawandelfolgen gestalten zu können. Diese Prämisse zur
GovernanceInnovation prägt die laufenden sieben Forschungsverbünde des Förderschwerpunktes
„KLIMZUG – Klimawandel in Regionen zukunftsfähig gestalten“ des Bundesforschungsministeriums
(BMBF),indessenRahmendervorliegendeBeitragentstandenist.DiehierdargelegtenErkenntnisse
zur regionalen Klimaanpassungspraxis beruhen auf der ersten Forschungsphase des BMBF






kapazität hervor, stellt unterschiedliche Perspektiven der Governanceforschung im Kontext der
KLIMZUGVerbundprojektevorundbeleuchtetdiesevordemHintergrundderaktuellenGovernance
forschung.MitderArgumentationindiesemBeitragmöchteichdieFokussierungaufdieNetzwerk






Für alle KLIMZUGVerbundprojekte ist es eine zentrale Aufgabe, einen Beitrag zu Governance
InnovationenindenModellregionenzuleistenmitdemZiel,dieregionaleKlimaanpassungskapazität




Dynamik. Sozialwissenschaftliche Studien zur Klimavulnerabilität haben in den letzten Jahren sehr
deutlichgezeigt,dasspolitischeStrukturenundinstitutionelleArrangementszentraleKontextbedin
gungen für die Ausprägung von lokalen und regionalen Klimawandelfolgen sind (vgl. O‘Brien et al.
2007).
DievorliegendenErkenntnissezuintegriertenKlimaanpassungsmaßnahmenzeigen,dassfürdieun
tersuchten Handlungsfelder sehr unterschiedliche Zeithorizonte der Klimaanpassung relevant sind.
FürNordhessenwirdz.B.vonStakeholdernderForstundLandwirtschaftdieRelevanzvonKlimaan
passungsmaßnahmen,diesowohlkurzwieauchmittelfristigeregionaleKlimaprognosenberücksich









tet3. Die unterschiedlichen Anpassungsgeschwindigkeiten der Handlungsfelder können zu Umset
zungskonfliktenführen(z.B.könntenAnpassungsmaßnahmeninderForstwirtschaftdenWandertou
rismuseinschränken),diedurcheinefrühzeitigeKooperationvonStakeholderndieserHandlungsfel
der bearbeitet werden können. Hierbei sind Stakeholder zu berücksichtigen, die institutionell sehr









entsprechend hoch. Klimaanpassungsmaßnahmen müssen vielfältige Anpassungsfähigkeiten sehr
unterschiedlicher regionaler Akteure berücksichtigen, deren Verwundbarkeit, Zugang zu Anpas
sungswissenund finanziellerSpielraumzurUmsetzungvonMaßnahmenstarkvariieren.Einenach
haltige und faire Klimaanpassungsstrategie auf der regionalen Ebene macht daher einen Abstim
mungsprozessvielfältigerAkteursgruppennotwendig.
Zur Berücksichtigung dieser Abstimmungserfordernisse erscheinen partizipative Kooperations und
Koordinationsformen geeignet, um die Klimaanpassungskapazität zu begünstigen (vgl. Lebel 2006,






strategien muss ein zivilgesellschaftliches Engagement in eine aktuell politischadministrativ domi
nierteregionaleGovernanceintegriertwerden.AktivitätenfüreineKlimawandelGovernancegehen
bisher jedochüberdieOptimierungvorhandenerOrganisationsundManagementstrukturenkaum
hinaus. Die Erfahrungen mit Partizipationsprozessen der Lokalen Agenda 21Aktivitäten sollten als

















bundprojekt KLIMZUGNordhessen konzentriert sich auf eine Prozessinnovation regionaler Gover
nance mit dem Ziel, institutionelle Voraussetzungen für die Gestaltung nachhaltiger Klimaanpas
sungsstrategienzuschaffen.InNordhessensindschoninderVergangenheitForschungsundUmset
zungsprojekte zu Klimaschutz und erneuerbaren Energien durchgeführt worden, für die Kooperati
onsbeziehungen zwischen nordhessischen Gebietskörperschaften, Verbänden, Unternehmen und




die drei Klimaanpassungsmanager im Regionalmanagement Nordhessen und die Klimaanpassungs
akademie zuständig. Diese drei Institutionen wurden im Rahmen der KLIMZUGFörderung neu ge
schaffenundstelleneineGovernanceInnovationdar,mitderKLIMZUGNordhessenzueinerVerbrei
terungundDiversitätdesregionalenKlimaanpassungsnetzwerksbeiträgt.KerndieserAktivitätistder




sen, den nordhessischen Landkreisen sowie dem Regierungspräsidium Kassel und verfügen sowohl
überunterschiedlicheProblemlösungskompetenzenalsauchüberunterschiedlicheZugängezuRes
sourcen, Kooperationserfahrungen und Koordinationsregeln. Neben der Entwicklung regulativer,




anpassung eine enge Kooperation zwischen Forschung, Wirtschaft, gesellschaftlichen Gruppen und
politischen Entscheidungsträgern sicherstellen“ (KLIMZUGNordhessen 2008). Bei der Umsetzung
dieser Zielsetzung kommen unterschiedliche GovernanceAnsprüche zum Tragen, die mit dem
GrunddilemmajederGovernanceForschungverbundensind:GovernanceistnormativeSetzungund




 Normative Fragen: Wie können Innovationspotentiale von Klimaanpassungsbeauftragten,
Klimaanpassungsmanagern und einer Klimaanpassungsakademie geschaffen und verstetigt
werden?
 Deskriptivanalytische Fragen: Welche Akteursnetzwerke und welche netzwerkinternen In







 Fragen zum WissenschaftPraxisTransfer: Wie sollten Forschungserkenntnisse an regionale
InstitutionenundStakeholdervermitteltwerden?WelcheForschungsbedarfehabenregiona
leStakeholder?












einer transparenteren und partizipativen Gestaltung des Politikprozesses als auch als normatives





und den WissenschaftPraxisTransfer befördern. In welcher Form diese GovernanceInnovationen
überdieProjektlaufzeithinausverstetigtwerdenkönnen,istjedochnochungeklärt.
KlimaGovernancefolgtdenLogikenvonHierarchie,MarktundVerhandlung
In der KlimawandelGovernanceForschung wird eine institutionelle Erweiterung von politischen
AushandlungsprozessenalsgeeigneteStrategiefüreineeffektiveregionaleKlimaanpassungbetrach
tet (Betsill /Bulkeley2006).WiedienetzwerkartigeStrukturderZusammenarbeitöffentlicherund
privater Akteure genau aussehen soll, ist bisher nicht klar definiert. Die Europäische Kommission
charakterisiertGovernancealseinen„Spiralprozess,der–vonderGestaltungbiszurDurchführung
derPolitik–aufRückkoppelung,NetzwerkenundPartizipationaufallenEbenenberuht“ (EC2001:




che Lenkung und kooperative Formen der Verhandlung als auch gesellschaftliche Selbststeuerung
einschließt.AlsMöglichkeitderDifferenzierungvonGovernanceTypenunterscheidetdieGovernan
ceForschung die drei Formen der Regelungsstruktur Hierarchie, Verhandlungssystem (bzw. Netz
werk)undWettbewerbssystem(bzw.Markt),diegetrenntoderkombiniertauftreten.Auchwenndie
KLIMZUGVerbünde auf einen Ausbau einer NetzwerkGovernance zielen, zeigt jedoch die Praxis
regionaler Klimaanpassungspolitik, dass ein breites Spektrum unterschiedlicher GovernanceTypen






Klimaanpassung von Infrastrukturen (Energienetze, Wasserwirtschaft, Siedlung, Verkehr) hierarchi





Rahmen des Forschungsprojektes bisher nicht möglich. Hierzu müssten Kriterien vorliegen, die die
EffizienzundEffektivitätetablierterundneuerSteuerungsformenfürdieZielsetzungeinernachhalti
gen regionalen Klimaanpassung qualifizieren. Feststellen lässt sich jedoch in der aktuellen Projekt
phase,dassnebeneinerNetzwerkGovernanceauchandere Interaktionstypenrelevantsindfürdie















die Nutzungsinteressen bei vielfältigen Akteursgruppen liegen können (Naherholung etc.). Gerade
bei der Umnutzung und Umwidmung für die Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen sollten
sowohlhoheitlichewieauchpartizipativeInstrumentezumEinsatzkommen.












Hierarchie ausgeprägt sein sollte, um erfolgreiche GovernanceInnovationen gewährleisten zu kön
nen(vgl.Töller2008,Diller2004).DerGestaltungsspielraumfürKlimaanpassungsbeauftragtezuGo
vernanceInnovationenbeizutragen, isteinerseitsdurchVerwaltungsstrukturenstarkreglementiert.
Die Verankerung der Klimaanpassungsbeauftragten in der Kommunalverwaltung kann andererseits




Prozessen bekannte Netzwerkmüdigkeit aufgebrochen werden. Eine Fixierung allein auf Netzwerk
Governance sollte in den KLIMZUGVerbünden daher vermieden werden. Regionale Klimaanpas
sungspolitikmussmit,abernichtausschließlichinintermediärenNetzwerkenrealisiertwerden.
In der GovernanceForschung wird der Analyse des Scheiterns staatlicher und nichtstaatlicher Ko
operationsbeziehungen wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Dabei wären gerade hieraus wichtige
SchlüssezuziehenfürKriterienregionalerGovernance.AuchfürdieKlimawandelGovernanceistzu
erwarten,dasssichnichtalleKlimaanpassungsmaßnahmenameffektivstendurchkooperativeSteue
rung realisieren lassen. Es wird auf Grund der oben beschriebenen vielfältigen Handlungslogiken




eine präzise deskriptive Analyse nötig, die spezifische Governanceformen unterscheidet und be
nennt,welchenStellenwertNetzwerkGovernancenebenanderenGovernanceformenfüreinenach
haltigeregionaleKlimaanpassungaktuellhatundfürlangfristigeMaßnahmenhabenkann.Innerhalb
einer regionalen GovernanceFormation haben nicht alle Akteure die gleiche Funktion. Kollektives
HandelnbrauchtVermittlerundFührungsinstanzen,dieGovernanceProzesseinGangsetzen,Defini
tionsaufgaben übernehmen, Mehrheiten gewinnen, Foren bereitstellen, logistische Vorarbeiten ü
bernehmen.DiesemüssenaufResonanzunddieBereitschaftderanzusprechendenAkteuretreffen,
sich für Gemeinschaftsaufgabe zu engagieren und Aufmerksamkeit erzeugen durch eine geeignete
InszenierungdesGovernanceObjektesKlimawandel(vgl.Fürst2007).DaswesentlicheKriteriumvon
GovernanceInnovationen ist daher nicht allein die Beteiligung nichtstaatlicher Akteure an Regie
rungshandeln, entscheidender für erfolgreiche KlimawandelGovernance wird die Innovation von
Kooperations und Koordinationsprozessen sein und die Identifikation einzelner Personen, die Go
vernanceProzessevorantreiben.
WelchekonkretenBedingungeneineGovernancenachhaltigerKlimaanpassungerfüllenmuss,giltes
in der noch jungen Forschung zu regional adaptive governance für weitere Regionen genauer als
bisher nachzuzeichnen. Eine stärkere Aufmerksamkeit für teilweise widersprüchliche Governance
Verständnisse isthierfürdringendnotwendig.FürdieweitereGovernanceForschunggiltesdieEr
kenntnissedeutscherModellregionenmitinternationalenVergleichsregioneninBezugzusetzenund
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(Klimaschutz) als zweite, komplementäre klimapolitische Strategie an Bedeutung gewonnen. Nicht
zuletztderWeltklimaratderVereintenNationen(IntergovernmentalPanelonClimateChange,IPCC)








sellschaftlicherProbleme geht. ImKernmeint Governancedann„dieabsichtsvollekollektiveRege
lunggesellschaftlicherSachverhalte“(Mayntz2008,S.45).DieFolgendesKlimawandelsstelleneinen
solchen gesellschaftlichen Sachverhalt dar, der eine neuere Problemstellung unserer Gesellschaft
darstellt,fürdieRegelungsbedarfbesteht.
EineAnnäherunganeine„GovernancederAnpassungandenKlimawandel“wirdmöglich,wennman
























aktionen innerhalb des sozialen, ökonomischen und/oder politischadministrativen Systems sind
zentralesAnliegeneinerForschungzuClimateAdaptationGovernance(Knielingetal.2011a).











Der vorliegende Beitrag verbindet diese beiden Kernfragen der sozialwissenschaftlichen Forschung






































staatlicher und privater Akteure bis hin zu hoheitlichem Handeln staatlicher Akteure“ (Mayntz
2006:S.15).IndieserweitenDefinitionwirdGovernancealsOberbegrifffürdieKoordinationsozialer
HandlungenundnichtalsAbgrenzungzuhierarchischerRegelungbzw.Steuerunginterpretiert (vgl.













schen Verständnis dient der GovernanceBegriff auch als Grundlage für normative Aussagen. Ge
meint ist „gutes“ Regieren oder Verwalten und dies bezieht sich auf gesellschaftliche Normen und
Werte, z.B. demokratischeVerantwortlichkeit vonRegierungenoderTransparenzund Unabhängig
keitvonPolitikundVerwaltunggegenüberInteressengruppen.Alspraktisches,häufiganwendungs
bezogenes Konzept wird Governance verwendet, wenn es um Regierungstechniken geht. Diese
Techniken können von normativen Kriterien abgeleitet sein, werden jedoch vordergründig im Zu
sammenhang mit dem Management von Interdependenzen, Netzwerken oder Verhandlungssyste






keit und Unsicherheit (ausführlichKnielingetal.2011b). InderuntenanschließendenBetrachtung






Wasserverfügbarkeit, undExtremereignisse,etwa Hochwasserund Trockenperioden,machennicht
an politischadministrativen Grenzen halt. Vielmehr überschreiten solche Phänomene kommunale,
regionaleundnationaleAbgrenzungenunddeckensichdannnichtmitdenbestehendeninstitutio
nellenZuschnittenundZuständigkeiten.FürdieAnpassunganKlimafolgenwirddaherdieAnforde
rung formuliert, sich mehr an den klimarelevanten und naturräumlichen Gegebenheiten, weniger
dagegenanadministrativenGrenzenzuorientieren(KroppundDaschkeit2008,S.359);Anpassungs
strategiensollteneineräumlichübergreifendePerspektiveeinnehmen(vgl.GreivingundFleischhau
er 2008, S. 62; Ritter 2007, S. 535; Frommer 2009, S. 129). Anknüpfungspunkte für einen Grenzen






zeigen die Notwendigkeit, entsprechende Strategien und Maßnahmen im gesamten Flussgebiet zu









Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel (Deutscher Bundestag 2008) wichtige Rahmen
bedingungen für Aktivitäten im kleineren Maßstab setzen. Dabei unterscheiden sich die Aufgaben
derunterschiedlichenEbenen.Währendesauf lokalerbzw.kommunalerEbenehäufigumdiekon
krete Umsetzung einzelner Anpassungsmaßnahmen und die Vorsorge gegenüber Schäden durch
Klimafolgengeht,stehenaufderregionalensowiedenübergeordnetenEbenendieBündelungvon








übergreifenden Regelungssystemen beschäftigen, die im Folgen überblicksartig vorgestellt werden.
DerursprünglichausderEuropaforschungstammendeAnsatzderMultiLevelGovernance(vgl.Benz
2004)beschäftigtsichmitdemwechselseitigenEinflussundZusammenspiel staatlicherHandlungs





der Regelung von Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel spielen der geeignete Regelungs
maßstab und das Nebeneinander von räumlicher und institutioneller Dimension eine maßgebliche
Rolle.UnterMetropolitanGovernance verstehtmaneineAusrichtungdes regionalenGovernance
Ansatzes auf Metropolregionen. Eine neuere Annäherung an die Thematik grenzüberschreitender
KooperationstelltdasKonzeptderSoftGovernancedar(vgl.Haughtonetal.2010,KleinHitpaßetal.
2006). Soziale, wirtschaftliche, administrative und kulturelle Räume, die sich in vielfältiger Weise
überlappen,ergebeneinGovernanceArrangementmit„verschwommenenGrenzen“(fuzzybounda
ries) und flexibler, Aufgaben angepasster geographischer Ausdehnung. Auf normativer Grundlage
beschreibt Environmental Governance Regelungen zur Lösung von Umweltproblemen bzw. zum
nachhaltigenManagement(sozio)ökologischerSysteme.DieÜberschneidungzueinerClimateAdap
tationGovernancewirdu.a.darandeutlich,dasssichEnvironmentalGovernanceebenfallsmitder








der (natur)räumlichen Dimension – und der „institutional scalar dimension“, letztere wird im Fol
genden als die institutionelle Dimension bezeichnet. Die (natur)räumliche Dimension verweist auf
die physische Ausdehnung eines Raumes, z. B. eines Flusseinzugsgebiets, eines Ökosystems oder
aucheinerVerflechtungsregion,diehäufigadministrativeGrenzenüberschreitet.Die institutionelle
Dimension sensibilisiert für den Umstand, dass Aufgaben und Zuständigkeiten häufig auf unter





siert, häufig finden sich informelle Instrumente (z.B. Leitbilder) und netzwerkartige Organisations
formen. Sie ergänzen bestehende institutionelle Räume, so dass überlappende Strukturen mit un
scharfen Grenzen und variablen Geometrien, sog. soft spaces of governance, entstehen. Vielfach
verfolgen diese Grenzen überschreitenden GovernanceArrangements keinen umfassenden Rege
lungsanspruch, sondernwidmensicheineroderwenigen spezifischenAufgaben, z.B.der Entwick
lungvonFlussgebietenodergrenzüberschreitendenRegionen,etwaEuregios.











 Promotoren, die auf Entscheidungsebene (Machtpromotoren) und bzw. oder fachlicher Ebene
(Fachpromotoren)positivodernegativaufdasGelingenderKooperationeinwirken;
 die jeweilige und unter Umständen voneinander abweichende Regelungstradition und Meta
Governance(vgl.Jessop2004,S.49ff.;Whitehead2003)aufbeidenSeitenderGrenze;




asymmetrischen Institutionalisierung, was sich im Zwang zur Zusammenarbeit zwischen unter
schiedlichenVerwaltungsebenenoderimFehleneinesgeeignetenAnsprechpartnersjenseitsder
Grenzeäußernkann;






























schaftlichen Teilbereichen entstehen. Die Beziehung dieser Sphären zueinander ist Teil des politi
schen Aushandlungsprozesses und der Problembearbeitung. In diesem Zusammenhang bemerken
HoogheundMarks(2001,S.15):„Itistheboundariesofformalpolitics,betweenstateandnonstate
actors,andbetweennationaland internationalpolitics, that such formsofgovernanceareemerg
ing.” IndieserSichtweise stellen z.B. intermediäre Netzwerkewie ICLEI (cities for climate change)
eineneueArenaderKlimagovernancedar,dienichtaneinebestimmteEbenestaatlicherVerwaltung
gekoppelt ist,d.h.sichnichtimRahmeneinerherkömmlichen„nestedhierarchy“bewegt.Multile
velGovernance wird somit als polyzentrisches Arrangement sich überlappender und miteinander
verbundener Sphären gesellschaftlicher Steuerung begriffen. Damit einher geht eine Abkehr von
einerMultilevelSicht,indersichRegelungen,VerantwortlichkeitenundNormenentlangeinesstrin
gent hierarchischen Aufbaus verschiedener staatlicher Ebenen verorten lassen. Aus Sicht einer Kli











antwortlichkeiten innerhalbeines Mehrebenensystems, z.B.durchZielvorgaben,Rahmensetzungen
und die Ermöglichung organisationellen Lernens, für eine erfolgreiche langfristige Problembearbei
tunghervorheben,wirdeineunzureichendeAbstimmungzwischenAkteurenaufverschiedenenEbe
nenalshinderlichbzw.verzögerndbeschrieben.WichtigfürdieeffektiveBearbeitungeinesPolitik







Verantwortlichkeiten und verschwimmender Zuständigkeiten. Die demokratische Legitimation der







deutschen Raumentwicklung (BMVBS 2006). Die MRH ist ein kooperativer Zusammenschluss des
Stadtstaates Hamburg mit 14 (Land) Kreisen der Bundesländer Niedersachsen und Schleswig








Hamburg und SchleswigHolstein sowie Hamburg und Niedersachsen eingerichtet wurden. Je fünf
JahrespäterentstandendieFörderfondsHamburg/SchleswigHolsteinundHamburg/Niedersachsen,












sind gemeinsam für die Programmatik der Zusammenarbeit in der Metropolregion verantwortlich,
währendderLenkungsausschussdielaufendeZusammenarbeitkoordiniert,überdieEinsetzungund
AuflösungvonFacharbeitsgruppenentscheidet,dieLeitlinienderGeschäftsstellebestimmtundüber
die Vergabe von Förderfondsmitteln entscheidet. Je drei Vertreter der Landesregierungen, je ein
Landratder (Land)KreiseNiedersachsensundSchleswigHolsteins, jeeinVertreterderStädteund
Gemeinden in Niedersachsen und SchleswigHolstein sowie ein Bezirksamtsleiter aus Hamburg
gehören dem Lenkungsausschuss an. Daneben gibt es Arbeitsgruppen zu verschiedenen
Themenfeldern. Eine jährliche Regionalkonferenz wird als Forum für wichtige Themen und als
ImpulsgeberfürdieZusammenarbeitgenutzt.




und Gemeinden über Sitz und Stimme verfügen. Damit wurden die beiden wesentlichen

























Governance allerdings weiter. Regelmäßig wird die Kritik erhoben, dass die bestehende „weiche“
Kooperation nicht für alle Themen ausreicht und insbesondere aus Sicht einer nachhaltigen
Raumentwicklung wichtige Themen dadurch nur unzureichend behandelt werden (Diller 2005, S.
103ff.).Blatter(2004,S.19f.)weistaufeine„Dominanzderdramaturgischen[Governance]Ansätze“




wirkmächtigste oder ressourcenstärkste Akteur ist. Bei der Interaktion verschiedener „spheres of
authority“istdieMRHdahermanchmalnichtvielmehralsdieräumlicheKulissezubeobachtender





Akteuren aus der Metropolregion Hamburg vorgestellt. Diese verweisen auf hemmende und/oder
förderndeVoraussetzungenundRahmenbedingungenfürdieKonzeptionundUmsetzungvonAnpas
sungsmaßnahmen. Die Ergebnisse basieren auf leitfadengestützten Interviews mit Akteuren aus
Verwaltung,VerbändenundWohnungswirtschaft.DieBeispielestammenausdenHandlungsfeldern
Küstenschutz,Stadtentwicklung/WasserwirtschaftsowieRessourcennutzung.DieInterviewleitfäden
basierten auf Betrachtungskategorien, die sich aus dem Forschungsansatz des Akteurzentrierten
Institutionalismusableiten lassen.Sowurdenachdem institutionellenRahmen,denHandlungsres
sourcen, Einstellungen und konkreten Handlungssituationen der interviewten Akteure gefragt (vgl.
MayntzundScharpf1995).


















Küstensicherung und zum Schutz der öffentlichen Infrastruktur, beispielsweise von Promenaden,














Die vertikale Abstimmung zwischen Landes und bezirklichen Interessen (kommunale Ebene) in
Hamburgbetrifftu.a.dieBereicheWasserwirtschaftundStadtentwicklung.Fürwasserwirtschaftli
cheBelange,z.B.derRegenwasserbewirtschaftungundderSchaffungvonÜberflutungsraum,setzen
sich vor allem Akteure der Landesebene ein. Bei den Bezirken liegt hingegen die Verantwortung,
neuen Wohnraum zu schaffen. Hier kann sich ein Konflikt zwischen wasserwirtschaftlichen Zielset
zungen,wiederAusweisungvonÜberschwemmungsgebieten,undderAusweisungvonFlächenfür
Wohnnutzungen ergeben. Diese Problemstellung besteht insbesondere bei wassernahen Flächen,
wenndieseeinehoheAttraktivitätfürdasWohnenhaben.
Auch bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie ist in Hamburg offenbar eine weitergehende
Abstimmung zwischen den Bezirken und der Landesebene erforderlich. Grundsätzlich ist für die ü











sen ist der Küstenschutz von herausragender Bedeutung, während in östlichen Gebieten der MRH
WassermangeloderStarkregenereignisse indenVordergrundrücken.Damit istgleichzeitigverbun









siegelungsgrades und der daraus resultierenden stärkeren Verschmutzung des Regenwassers als





schiedlichen Problemstellungen und des unterschiedlichen Hintergrundwissens Kommunikations
schwierigkeitenauftreten.ZudemsindFlächennutzungundZersiedelungstadtregionaleFragen,die
darauf hinweisen, dass im Zuge des Klimawandels die Zusammenarbeit zwischen Oberlieger und
UnterliegerzusätzlichanBedeutunggewinnt.InsbesonderedieauslokalerSichtvorteilhafteEntwick
lungattraktiver,wassernaherGewerbeundWohnflächenkanninKonkurrenzzuFlächenansprüchen










hier insbesondere in der niedersächsischen Nordheide. Hamburg ist auf Grundwasser aus diesem








Die Region entlang der Tideelbe stellt sich einerseits als räumliche Einheit mit komplexen ökologi
schenWechselbeziehungen,andererseitsalseinzusammenhängenderWirtschaftsraumdar.
In dieser Situation stellt die Metropolregion Hamburg eine institutionelle Einheit im betrachteten
Raumdar, indemsichpolitischeAkteureausunterschiedlichenSektorenundEbenenaustauschen
können.AusgehendvondenÜberlegungen inKapitel3.2zumZusammenspielvonnaturräumlicher
und institutioneller Dimension erscheint die Metropolregion Hamburg als potentieller „Grenzüber
winder“ersteinmalalseinevielversprechendeKooperationsform.
AllerdingswirddieGrenzenundEbenenübergreifendeKooperationderBundesländerundGemein
den in der MRH von den Akteuren zwiespältig gesehen. In Niedersachsen und SchleswigHolstein
wird die Metropolregion teilweise als eine zu sehr auf Hamburg ausgerichtete Organisationsform







Der Beitrag zeigte das Zusammenspiel der Landes und kommunalen Ebene, u. a. im Küstenschutz
undBinnenhochwasserschutzinnerhalbderBundesländerSchleswigHolsteinundHamburgauf.Der
Küstenschutzbeirat in SchleswigHolstein oder die Arbeitsgruppe „Halligen 2050“ stellen entspre






Zudem wurde deutlich, dass in den einzelnen Teilräumen der Metropolregion (Gegensätze Stadt,
Land)häufigunterschiedlicheProblemstellungen,etwainBezugaufdieGewässerbewirtschaftungim
Binnenland,unddivergierendeadministrativeStrukturen,z.B.beiderBemessungvonKüstenschutz





serschutzes, des Naturschutzes, der Siedlungsentwicklung und der Regionalplanung. Dies hat zur
Folge,dassbestehendeAkteure in ihrenNetzwerkenbetroffenundgefordertsind.FürdieAnalyse
GrenzenundEbenenüberschreitenderGovernanceProzesseheißtdies,dassAnpassungandieFol
gen des Klimawandels nicht als eigenständiger Diskurs, sondern als Bestandteil anderer fachlicher
Diskursestattfindet.DerimvorliegendenBeitragalsUntersuchungsrahmenfürdieempirischeArbeit
verwendeteAnsatzdesAkteurzentriertenInstitutionalismus(AZI)hatsichfürdieAnalysealshilfreich
erwiesen: die durch den AZI postulierte Beachtung von Akteurskonstellationen und spezifischen
Handlungssituationen wird dem Umstand gerecht, dass es keine festgefügte Gruppe von „Anpas
sungsakteuren“gibt,sonderndasssichdieKonstellationrelevanterAkteureaufgabenundbereichs
spezifischunterschiedlichdarstellt.
Aus der Perspektive einer Mehrebenenbetrachtung stellt sich die Frage, inwieweit und in welcher





higkeit polyzentrischer GovernanceArrangements (vgl. Ostrom 2010). Wie kann also Koordination
aufregionalerEbenemitlokalerSelbstorganisationinEinklanggebrachtwerden?IndiesemBereich






hen, die alle für sich in Anspruch nehmen, integrativ zu arbeiten, so z. B. die Integrativen Bewirt
schaftungspläne, die im Rahmen der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie entstanden sind, die
Natura2000Managementpläne,dasTideelbekonzeptoderauchdergeradeaufBundesebeneverab
schiedete„EntwicklungsplanMeer“.ErgebensichhierSynergienoderwirdderRaumdurchdiever
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DieRegion ist indoppelterWeisecharakterisiert, zumerstenalsdasnaturräumlicheEinzugsgebiet
derOberflächengewässervonEmscherundLippesowiezumzweitenalsdasRuhrgebietindenMit
gliedsstrukturen des Regionalverbands Ruhrgebiet (RVR). dynaklim verfolgt einen explizit problem



























gionaler Akteure, zum anderen um Veranstaltungen im Rahmen der Netzwerkbildung von dy
naklimimAllgemeinenundumArbeitstreffenderdynaklimPlattform„Politik,PlanungundVer
waltung“2imBesonderen.





vernance und Regional Governance nachgegangen. Im Folgenden werden auf diesem Hintergrund
zweiThesenentwickeltundvorgestellt:















tischen und administrativen Institutionen im Mehrebenensystem, zum zweiten für die öffentlich
mediale Aufmerksamkeit und zum dritten für die politische Aufmerksamkeit der Bevölkerung. Der
Zugang zu den Wasserressourcen treibt die Bevölkerung in Deutschland anders als in den meisten
Regionen dieser Welt nicht um (Liesenfeld 2009: 117 ff), weil die Verfügbarkeit unkritisch und die
QualitätdesTrinkwassershochist,auchwenngelegentlicheVerunreinigungenvonRohwasser(z.B.













































Auch inderdynaklimRegionwardiesderFallunddieFolgevonzuletzt fast jährlicheingetretenen
Hochwasserereignissen außergewöhnlicher Intensität (zuletzt in Dortmund und Essen). Der Hoch
wasserschutzistinDeutschlandalsöffentliche–gouvernementale–Aufgabegefasst.Dieobenange
sprochenen„altbekannten“HochwasserereignisseandeutschenFlussläufenunddiedagegengerich
teten Vorkehrungen des technischen Hochwasserschutzes sind in der Hauptsache eine hoheitliche
Aufgabe,diedenInstitutionenderWaterGovernanceüberantwortetsind,mitderAndrohungstraf











politische Auseinandersetzungen bieten, dann hängt dies mit mehreren Faktoren zusammen, die
gesellschaftlicheDimensionbesitzen:
InDeutschlandbestehtseitspätestensEndeder1960erJahreVersorgungssicherheitbeimTrinkwas
















Historisch sind die wasserwirtschaftliche Versorgungs und die Abwasserentsorgungsfunktion aufs
engste mit der der Stadtbildung verknüpft. Die eigentliche operative Versorgung und Entsorgung
geschieht heute in Deutschland jeweils durch mehrere Tausend Wasserversorgungsbetriebe und
Abwasserentsorgungsbetriebe. In der dynaklimRegion sind 71 Kommunen in der Abwassersamm
lung tätig, 63 Unternehmen, Kommunen und Verbände in der Wasserproduktion und verteilung
sowie in der Abwasserbehandlung5. Dabei werden unterschiedliche Rechtsformen genutzt und es
sindkomplexeBeteiligungenzuverzeichnen.
VongroßerWichtigkeitfürdiehoheQualitätderBewirtschaftungderWasserressourceninDeutsch








(traditionell) untereinander ausgehandelte und voran getriebene Steuerung, die über die techni
schen Regelwerke hin zu technischen Standards („Stand der Technik“) und zur wirtschaftlichen









Die Bewirtschaftung der Wasserressourcen in Deutschland und die öffentliche Daseinsvorsorge im
HinblickaufWassersindeinhistorischgewachsenesMiteinandervonGovernanceundGovernment.
DerhistorischeAusgangspunktistimKontextderHerausbildungderStadtimSinnelokalerProblem
lösungen nach heutiger Begrifflichkeit eher als Etablierung eines Governanceregimes gekennzeich
net. Nach dem TakeOff folgen rund zwei Jahrhunderte zunehmender gouvernementaler Regulie
rung,wasimErgebniszurÜberlagerungundDurchdringungderbeidenSteuerungsformenführt,die
inihrerGesamtheitheutealsWaterGovernancegefasstwerdenkann.DiesentsprichteinerGover




licher immanenter Treiber begriffen werden. Die Vorbereitung der Umsetzung ist in vollem Gange
und beschäftigt die Bundesländer auf der staatlichen – überwachenden und Anreize setzenden –
EbeneebensowiediedezentralenAkteurewiez.B.dieWasserverbändeinNRW.








bereichen des Wasserkreislaufes betrachtet und in exemplarischer Weise Anpassungskonzepte zur
Realisierung bringt. Darüber hinaus ist die EGLV insbesondere aber auch mit dem Mrd.Programm
desEmscherUmbaus–derRenaturierungdeszentralenAbwassersystemsdergrößtenIndustriere
gionEuropas–einerdergroßenregionalpolitischenTreiberimRuhrgebiet.




Der Konnex zwischen den Akteuren und Institutionen mit Anpassungserfordernissen in der Breite
sowiederForschungundEntwicklungdürfteinkaumeinemanderenBereichsoenggeführtseinwie
inderWasserwirtschaftbzw.beidenWasserressourcen.DieGenerierungvonDatenundhandlungs
relevantem Wissen mit Praxisrückkoppelung erfolgt relativ systematisch. Mit der Universität Duis
burgEssenundderRuhrUniversitätBochum(RUB)sowiederRheinischWestfälischenTechnischen
Hochschule (RWTH)Aachen (imNahraumdesRuhrgebietes)gibtesdreiForschungszentrenmit in
ternationalemRenommee,dieForschungsundTransferpartnerderwasserwirtschaftlichenAkteure
(auch)indereigenenRegionsind.
Im Vergleich zu anderen Politikbereichen, die in der DAS und der Anpassungsstrategie des Landes
NRWthematisiertwerden,hatderWasserbereichvergleichsweisescharfeKonturen,waseinerseits
mit den durch die Gefahrenabwehr und den Katastrophenschutz bedingten Erfordernissen zusam
menhängt.AndererseitsdürftederSachverhalt,dassKlimaanpassunginderWasserwirtschaftrelativ
hoch gewichtet wird, auch daraus resultieren, dass hier eine enge Koppelung von Sensitivität und
Anpassungskapazitätvorhandenist.
Alles in allem kann das Regime der Water Governance als ein Bereich der Anpassung öffentlicher
Daseinsvorsorgean denKlimawandelbezeichnetwerden,der seineAnpassungskapazität inheraus






Die Veränderungsimpulse des Klimawandels für die Wasserwirtschaft in Mitteleuropa fallen mit





dichtung anbietet, scheint der Klimawandel in räumlicher Hinsicht eher Differenzierungsprozesse
nahe zu legen. In dieser Hinsicht bestehen ebenso weitere Forschungsbedarfe wie auch politisch
strategischeIntegrationserfordernisse.
DergrößteAnpassungsdruckfürdieWasserwirtschaftgehtvonderProduktivitätunddentechnolo
gischen Innovationsanforderungen aus. Die Infrastrukturen, auch die wasserwirtschaftlichen, sind
sowohl inderErrichtungwieauch inderUnterhaltungkostenintensiv.DieanstehendeErneuerung
der Infrastrukturmit ihremlangenLebenszyklusmusszumehrEnergieeffizienz,zumehrFlexibilität
und insbesondere höherer Produktivität führen, zumal auch der parallele Umbau der Energiebasis
kostenintensiv werden wird. Dies verlangt nach technologischen Innovationen im Zusammenhang











der regionalenWasserwirtschaft voraussichtlich zuguten,erprobtenundeffektiven sektoralenAn
passungskonzeptenkommen.DamitverknüpftsichdieFragestellung,obKlimaanpassunginanderen








– zu wenig Leitthema. Das Netzwerkprojekt sollte eine über sein „Kerngeschäft“ hinaus gehende
Ausstrahlwirkung erreichen. dynaklim verfolgt deshalb eine horizontale und vertikale Integrations
perspektive. Zwei Politikbereiche sollen hierfür exemplarisch betrachtet werden, der Bereich der
RegionalplanungunddasGesundheitswesen.
Regionalplanung
Ein großesProblem desRuhrgebietes der letzten Jahrzehntewar,dasseskeineeigenständigeund
kohärenteräumlichePlanungskulissewar,sondernregionalplanerischunterdenRegierungspräsidien
Düsseldorf,MünsterundArnsberg„aufgeteiltundgedrittelt“war.SeitOktober2009 istderRegio







„Der neue Regionalplan wird in einem rechtlich verbindlich geregelten Verfahren bis 2015 aufge
stellt, das einzelne Schritte festsetzt (wie Grundlagenerarbeitung, TÖBBeteiligung, Aufstellungsbe
schluss). In2011werdendieGrundlagenerarbeitet,bis2013 sollderErarbeitungsbeschluss fallen,





lungsflächen, sei es im Hinblick auf die stadtplanerische Orientierung an unterschiedlichen Leitbil
dernderStadtentwicklung,z.B.InnenstadtverdichtungversusFreiundGrünflächenentwicklung,sei
esimHinblickaufdieWasserinfrastruktur.“(Grunowu.a.2011a)




zen zwischen unterschiedlichen staatlichen Akteuren der Regionalplanung waren dabei groß. Die
BezirksregierungenMünsterundArnsberghabenKlimabelangezuvornichtberücksichtigt,Düsseldorf













Regional und Stadtplanung folgen allerdings durchaus strategischen Impulsen, spätestens mit der
Internationalen Bauausstellung Emscherpark (IBA) ist das Thema einer kohärenten, abgestimmten
unddieStrukturentwicklung fokussierendenPlanung (mitVisionen) immerwiederaufdieAGENDA
derRegiongesetztwordenist.
GesundheitunddemografischerWandel
Der Klimawandel wird zunehmend auch lokal und regional im Hinblick auf die Veränderungen für
NaturundMenschwahrgenommenundbewertet.AneinerimFrühjahr2010durchgeführtenBevöl
















Diese Perspektive ist bislang in den Klimaanpassungskonzepten in der Region zwar erwähnt, aber
noch nicht handlungsleitend verankert, auch in dynaklim kein expliziter Schwerpunkt. Unter den
KLIMZUGProjekten sind es insbesondere die Verbundprojekte in BerlinBrandenburg und in Nord
hesssen,dieeinenbesonderenFokusimBereichdesGesundheitswesenshaben.
Klimaanpassung in der Gesundheitspolitik, im Gesundheitswesens und bei den Gesundheits
dienstleistungen hat ihren wesentlichen Ausgangspunkt im Anstieg der Temperaturen, im Durch
schnittwieindenExtremen,dersteigendenZahlvonHitzetagenundnächtensowieinderVerknüp
fungmitanderenUmweltmedienwiederFrischluftversorgung.„Vulnerabilitätenbestehenzumers
ten im Hinblick auf zusätzliche Belastungen bei bestimmten Krankheitsbildern, insbesondere bei
HerzKreislaufErkrankungen,Diabetes,COPD,Adipositasu.a.m..Zumzweitenlassensichbestimmte






































sundheitsprävention (insbesondere bei Kindern, aber auch bei anderen gefährdeten Gruppen wie
denSenioren/innen),InfektionsschutzundHygiene,derHygieneaufsichtinKrankenhäusern,Kinder
gärten und Senioreneinrichtungen, gesundheitlichem Verbraucherschutz, Umweltmedizin u.a.m.
Über diese Aufgaben sind die Gesundheitsbehörden mit dem Thema Klimawandelfolgen systema
tisch befasst. Sie wirken fachlich bei vielen Ämtern mit (z.B. bei der Stadtplanung). Sie haben Auf
sichtsundÜberwachungsfunktionen (z.B.bei Senioreneinrichtungen)undsind schließlich selbst in
eng definierten Bereichen wie z.B. bei den Schulärzten Gesundheitsdienstleister. Hinzu kommt die








Zusätzlich zum Stadtklima sind die Trinkwasserversorgung bei Hitze (Verkeimung) bzw. Hochwas
ser/Überschwemmung (Überlauf ungeklärter Abwässer) weitere Beispiele für die enge Verbindung
deswasserwirtschaftlichenAnpassungsfokusvondynaklimunddemThemenkomplexGesundheit;im
Sinne einer Stärkung der regionalen Anpassungsfähigkeit (z.B. für den Katastrophenfall) wäre eine
schnelle gegenseitige Information und Abstimmung der Gesundheitsbehörden untereinander über







gerungen sich aus dem wasserwirtschaftlichen Schwerpunkt von dynaklim für eine regionale Ge
samtperspektivederKlimaanpassungergeben.
ImErgebniskonnteherausgestelltwerden,wiedaswasserwirtschaftlicheGovernanceregimeinder






Fürdynaklimhatdies imHinblickaufdie regionaleAusrichtung jenseitsderwasserwirtschaftlichen
KernaufgabenKonsequenzenaufdreiEbenen.
 MitdemArbeitsbereich„Politik,PlanungundVerwaltung“flankiertdasProjektregionaleAnpas
sungskonzepte und aktivitäten auf der politischadministrativen Ebene, also insbesondere den








naklim verfolgt deshalb das Konzept des integrierten Roadmapping im Ruhrgebiet. Mit der
Roadmap2020wirdderVersuchgestartet,gemeinsammitAkteuren inderRegion imHinblick
aufdieKlimaanpassungintersektoralGestaltungsperspektivenaufzubauen.















zept. In: Benz, Arthur; Dose, Nicolai (Hrsg.): Governance – Regieren in komplexen Regelsystemen.
EineEinführung.Wiesbaden.VSVerlag.2010










dem Plattformtreffen Organisation und Finanzierung wasserwirtschaftlicher Dienstleistungen am
28.04.2010inDorsten.
Hilbert, Josef; Goldschmidt, Andreas (Hrsg.): Gesundheitswirtschaft in Deutschland. Wikom Verlag.
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2009



































sozialer Systeme gegenüber dem Klimawandel vor. Eine Ausnahme bildet das Adaptive Capacity
WheelvonGuptaetal.(2010),welchesanhandvonsechsDimensionenbzw.Bedingungenbewertet,
inwieweitesInstitutionengelingenkann,eineGesellschaftindieLagezuversetzen,aufkurzwieauf
langfristige Auswirkungen des Klimawandels zu reagieren. Der vorliegende Aufsatz beschreibt, wie
das GuptaModell im Arbeitsbereich Governance des KLIMZUGForschungsprojektes nordwest2050
umpsychologischeDimensionenerweitertundzurBewertungderAnpassungskapazitätenimKüsten
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Das KLIMZUGProjekt nordwest2050 folgt dem in der Klimafolgenforschung weit verbreiteten Ver





sozialwissenschaftliche Betrachtung; diese hat im Zuge der Verwundbarkeitsanalyse des nord
west2050Arbeitsbereiches Governance in teilstrukturierten Experteninterviews sowie in einer um
fassenden Dokumenten und Sekundäranalyse bestanden. Analytisch sind wir bei der Bestimmung














zung eigenständiger und kreativerAnpassungsaktivitäten auf gesellschaftlicher Seite, und zwar so
wohlexantealsauchexpost(Guptaetal.2010,461).ÜberdieFragehinaus, inwieweitdieunter
schiedlichenAkteureindieLageversetztwerdensichanzupassen,reflektierendieAutor(inn)enauch,
inwieweit Institutionen selbst Wandel zulassen bzw. Akteure im Zuge eines Umgangs mit dem Kli
mawandelzueinerVeränderungderInstitutionen„ermuntert“werden(ebd.).
Dies alles wirft die Frage nach Faktoren bzw. Kategorien der Beurteilung auf. Gupta et al., die ein
breites Spektrum an Literatur zur Klimaanpassung ausgewertet haben und (insbesondere) darauf
ihrenAnsatzgründen,gehendavonaus,dasssichAnpassungskapazitätinunterschiedlichenDimen
sionenbzw.ElementenausdrücktundvonunterschiedlichenBedingungenbeeinflusstwird;sowohl
Dimensionen wie auch Bedingungen werden dabei durch Kriterien operationalisiert (siehe äußerer
Kreis inAbb.1;ausführlichsieheauchGrecksch&Siebenhüner2010).DieDimensionenderAnpas
sungskapazitätumfassen:








in der Deutschen Anpassungsstrategie (Bundesregierung 2008)benannten sensitiven Sektoren.Aufgrunddieser Abschät









Lösungsvorschläge, Akteure (multiactor), Ebenen (multilevel) und Stakeholder (multi
sector)(Guptaetal.2010,462463).






und Zweifeln etwa in Parlamenten und der Existenz eines institutionellen Gedächtnisses
(ebd.,463).
 RaumfürautonomenWandel (nachfolgendWandelkapazitätgenannt): Institutionensollten
es den Akteuren (Individuen und Organisationen) erlauben, sich eigenständig anzupassen.
Dazumüssendie InstitutionenAkteure indieLageversetzen,möglicheZukunftsverläufezu
antizipierenundpräventivMaßnahmenzuergreifen.Insgesamtgehtesdarum,Veränderun















richten sich auf Autorität (gesetzesbezogen sowie politisch), humane Ressourcen (Wissen,
Fähigkeiten,Arbeitskraft),FinanzensowieaufdenZugangzuTechnologie.
 Fair governance: Hier wird angenommen, dass Institutionen die Anpassungskapazität för
dern,wennsiedemokratischenGrundprinzipenunterliegensowieBezugaufsozialeFragen
nehmen. Untersuchungskriterien richten sich auf die Legitimität des Handelns, Fragen der
FairnessundderGerechtigkeit,Responsivität2undZurechenbarkeit.IndieKategorieFairness


















toren mit ein, die ihre Wurzeln in der psychologischen Literatur haben: die Anpassungsmotivation
unddieKapazitätsüberzeugung(sieheAbb.1;vgl.mitBezugzumKlimawandelGrothmann2005so
wieGrothmann&Patt2005):
 Bei derAnpassungsmotivation geht es vor allem um die Wahrnehmungen von Risiken und







 DieKapazitätsüberzeugungbezieht sich imvorliegendenFallaufdieÜberzeugungvonEnt
scheidungsträgern und Entscheidungsunterstützern, sich an den Klimawandel anpassen zu
können. Wenn beispielsweise im Küstenschutz die Umsetzbarkeit und Wirksamkeit von
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel als gering eingeschätzt werden, wird da
durch die Anpassungskapazität gemindert, und zwar aus psychologischer Perspektive ganz
unabhängigvomRealitätsgehaltdieserEinschätzung.
DieGuptaDimensionenundBedingungensamtKriterienwieauchdieproHandlungsbereichgemit
telten Einschätzungen der Interviewpartner der Anpassungsmotivation und Kapazitätsüberzeugung
werdenaufeinerqualitativenFarbskalaeingeschätzt (sieheAbb.1,ausführlichsieheGarreltsetal.
2011,Kap.3).DiefarbigenDarstellungenmachenimSinneeinesStärkenSchwächenProfilsdeutlich,




Expert(inn)en für die aufgeführten potenziellen Klimaveränderungen in den nordwest2050
Klimaszenarien„2050“und„2085“(vgl.Schuchardtetal.2010,18)nichtdievonunserhofftenquan






liche Schäden etwa durch Sturmfluten und Hochwasser davon tragen können – wobei es hier sich
gegenseitigverstärkendeEffektegebenkann.Sensitivitätkannauchaus„AuswirkungenzweiterOrd
nung“ resultieren, von denen einige „quer“ zu den untersuchten Handlungsbereichen liegen, wie
zum Beispiel zunehmende Flächennutzungskonflikte aufgrund von Maßnahmen zur Anpassung an
denKlimawandel.
Einander verstärkende Effekte – bezogen auf küstennahe Gebiete der Metropolregion Bremen




überlasten. Wechselwirkungen und „Aufschaukelungseffekte“ zwischen möglichen Folgen des Kli
mawandelswärenauchfürandereTeilederMetropolregion(wiedieLandkreiseOldenburgundWe
sermarsch)mitweitreichendenFolgenverbunden.
Ähnlich stellt sich Sensitivität imBevölkerungs und Katastrophenschutz dar, wobei hier zusätzlich
voneinerpotenziellenEigenbetroffenheitderEinrichtungenundOrganisationenimSinnevonSchä
den an Liegenschaft und Ausrüstung, Ausfall der eigenen Infrastrukturversorgung, Personalausfall
etc.auszugehenist(vgl.Bundesregierung2008,44).DiesmindertdieKapazitätzurBewältigungzu
künftig möglicherweise häufiger und heftiger auftretender wetter und klimainduzierter Extremer
eignisse.Über„physische“SchädenhinaussindstetsauchweitergehendeErwägungeninBetrachtzu
ziehen.Einzukalkulierensindauchsog.indirekteSchäden,nebenderBetriebsunterbrechungwichti
ger Energieversorgung (Strom, Heizung) die Beeinträchtigung der Gesundheit der Bevölkerung
(Stress,Trauma)(vgl.BBK2009,39).AufdemSpielsteheninExtremsituationenbeispielsweiseauch
die Glaubwürdigkeit und Legitimation politischer Akteure, wiewohl (allgemein) der mit Situationen





Über die bekannten Gefährdungen (erhöhter Meeresspiegel, geringere Niederschläge im Sommer,
ZunahmederNiederschlägeimWinteretc.)hinausprognostizierenExperteninderWasserwirtschaft
ProblemeausderzunehmendkonkurrierendenGrundwasserentnahme(Landwirtschaftvs.Trinkwas




erkennbarer StadtLandKonflikte denkbar. Welche Ausgleichsmechanismen zwischen Landwirten
undStädten wieBremen, dieaufeinenverbessertenHochwasserschutzund einegesicherteTrink
wasserversorgungangewiesen sind,gefundenwerdenkönnen, isteineoffeneFrage.Dabei könnte
die Landwirtschaft selbst trotz positiver und negativer Auswirkungen insgesamt profitieren, wobei
hiernatürlichweitereFaktorenwieinsbesonderedieAgrarpolitikderEuropäischenUnioneinener
heblichenEinflussaufdieEntwicklunghaben (vgl.Bahrenberg&König2005;MU2009).Allerdings
beeinflusst die Entwicklung der Landwirtschaft wiederum die Klimasensitivität der Region. Eine In
tensivierung würde diese aufgrund geringfügig zunehmender Oberflächenabflüsse und der gegen
überdensichveränderndenStandortbedingungenempfindlicherenBiotoptypenAckerundIntensiv
grünlandtendenziellerhöhen,eineExtensivierungeherverringern(vgl.Schuchardtetal.2005).
Eine wesentliche Herausforderung für die Raum und Regionalplanung betrifft ganz generell die
räumlichen Wirkungen der Klimaveränderungen und damit auch die Wirkungen möglicher Anpas
sungsmaßnahmen(z.B.fürRetentionsflächen).HiergeltenebenfallspotenzielleFlächennutzungskon










mer 2007, 13). Besonders stark ausgeprägt sind hier die Faktoren Vielseitigkeit, Lernkapazität und
Wandelkapazität.Dasbedeutet:EinBündelunterschiedlicherProblemdefinitionenundLösungsvor
schläge und in der Konsequenz ein hohes Maß an Handlungsoptionen ist ebenso vorzufinden wie
LerneffekteaufgrundvonErfahrungeninderVergangenheit.Gleichzeitigerfolgenauchumfassende
AktivitätenzurEvaluierungundzumMonitoringgegenwärtigenHandelns.Zuerklärenistdiesnicht
zuletztmiteinerhohenSicht, Spürundauch Messbarkeit von Veränderungenundmiteinerver
gleichsweisehohenAnpassungsmotivationundKapazitätsüberzeugung.AkteuredieserHandlungsbe
reiche weisen weitreichende Erfahrungen mit Umweltveränderungen auf, welche damit eine eher






In den Handlungsbereichen Raumplanung und Bevölkerungsschutz besteht nach unserer Einschät
zungeinemittlereAnpassungskapazität.InbeidenBereichenhabenneueProblemsichtennochnicht
auf breiter Basis Einzug halten können, während gleichzeitig im Bereich Ressourcen ausgeprägte




Responsivität und Zurechenbarkeit – beides steht für die Anbindung an und Reaktion auf gesell
schaftlicheProzesseunterschiedlichsterArt.Erklärungsansätzesetzen,quasianalogzudenwasser












europäischen Mehrebenensystem, Akteurskonstellationen, Eigenschaft verfügbarer Instru
mente),solassensichdochaucheinigewenigeübergreifendeTendenzenerkennen.Sosind
Lernprozesse im oben genannten Sinne (Lerneffekte aufgrund von Erfahrungen in der Ver
gangenheit)insämtlichenBereichenzuidentifizieren.InallenuntersuchtenHandlungsberei
chenistdieKlimaanpassungalsThematikangekommenundzumindesteinegewisseAnpas
sungsmotivation vorhanden. Insbesondere mangelt es bereichsübergreifend nicht an infor
mationellenGrundlagen–InformationensindinhohemMaßevorhandenundverfügbar.Zu
demgibteseinefunktionierendeKooperationzwischendenbeidenBundesländernwieauch
ausreichend Akteursnetzwerke bestehen, welche also für Klimaanpassungszwecke genutzt




bereich geht, so können jeweils hohe Werte der Anpassungskapazität konstatiert werden.
Sollen jedochKlimaanpassungsbelange inandereSektoren,v.a. indie Infrastrukturplanung,
integriert werden, so ist das Verhältnis der Institutionen häufig dann konflikthaft, wenn
mächtige Wirtschaftsinteressen auf dem Spiel stehen. Hier bedarf es zumindest eines ver
besserten Schnittstellenmanagements in Bezug auf die Sektoren. Zu nennen ist ferner der
EinbezugderunterenpolitischadministrativenEbene,derKommunen.HiersollKlimaanpas
sung letztendlich umgesetzt werden – doch kommen entsprechende Debatten hier über
hauptan?WerdenKommunenmitzusätzlichenRessourcenversehen (Finanzen,Personal)?
IndiesemZusammenhangstelltsichschließlichauchdieFragedesVerhältnissesdesStaates
zur Gesellschaft – handlungsbereichsübergreifend steht die Öffnung des politisch
administrativenSystems inRichtungderbetroffenenBevölkerungan.Bürgerbeteiligung im









ben, insbesondere da gegeben, wo relevante Veränderungen schon heute absehbar sind – in der











derzeit noch keine konkreten Aussagen zu solchen geplanten Anpassungsmaßnahmen getroffen
werden, die über den Generalplan Küstenschutz (NLWKN 2007) hinausgehen. Gleichwohl wird im
Rahmenvonnordwest2050inderMetropolregioneinentsprechenderBeitragüberdieEinbeziehung






nicht immer klar, worin deren Bedeutsamkeit genau besteht. Gleichzeitig bestehen für die
Einbindung von Gruppen, die im Klimaanpassungsprozess benachteiligt sind, derzeit keine
Pläne,womitwenigergutorganisierteInteressenrelativgeschwächtoderweitermarginali
siertwerden.











sozialen Dimension (beispielsweise durch eine zielgruppengerechte Risikokommunikation), ein sek
torbezogenesSchnittstellenmanagementsowiedieVerständigungübernormativeFragen.Weiterge
hendeFaktorenwiedieAufwertungderRegionalplanungbedürfenrealistischerweiseeinerRegulie
rung durch andere Ebenen (z.B. Bund, EU), nach dem Muster des Hochwasserschutzgesetzes oder
derEUHochwasserrisikomanagementrichtlinie.




für die Folgen des Klimawandels, insbesondere in den Bereichen Küsten und Binnenhochwasser










dere auch die Relevanz von Sekundäreffekten von Klimaanpassungsmaßnahmen, die Flächennut
zungskonflikteverschärfenkönnen,welche ihrerseitsauchunabhängigvomKlimawandelexistieren
undmitbestimmtenFormenderLandnutzungundentsprechendemFlächenverbrauchzutunhaben
































 Mögliche Widersprüche bestehen zwischen dem Kriterium „MultiAkteur, Ebenen, 
Sektoren“ inderDimension„Vielfalt“unddenKriterien„Macht“ (Bedingung„Ressourcen“)
undReaktionsfähigkeit (Bedingung„FairGovernance“).SokanneineVielzahl vonAkteuren
















wertet wurden. Aufzuwerfen ist damit die Frage, ob bestimmte Kriterien gleichzeitig nicht
auchdieFunktioneines„K.O.Kriteriums“darstellenkönnten.
 PositivsindnichtzuletztdieErlangungeinesBefundesderAnpassungskapazitätauchimHin
blick auf zuweilen vernachlässigte Aspekte sowie die Eignung des Ansatzes für Zwecke der
Politikberatung:
 MitderAusrichtunganeinerStärkenSchwächenAnalysekönnenauchsolcheKonfliktlagen











sprechende Perspektiven pragmatisch anzuzeigen, so erscheint der Ansatz für KLIMZUG
Zwecke als sehr gut geeignet. Wie unsere Erfahrungen zeigen, können Handlungsbereiche
auch vergleichend untersucht und beschrieben und die Befunde dabei sehr gut visualisiert
werden.4FürdiePolitikberatung inderRegion istvonNutzen,dassderAnsatzunterande


















Klimaanpassung: Herausforderungen adaptiver Governance im Nordwesten Deutschlands. Nord
west2050Berichte.Bremen/Oldenburg,imErscheinen
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Siebenhüner,B.:Governance: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Steuerungsmöglichkeiten,inFichter,K.






sertation). Magdeburg: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 Magdeburg, 2005. URL: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magdeburg.de/Dissertationen/2005/torgrothmann.pdf




IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change): Climate Change: Impacts, Adaptation and




















































































































Die Gestaltung der einzelnen Phasen des zirkulären TransitionModells führt zu einem reflexiven
Governanceverständnis (vgl. Rotmans/Loorbach 2010: 140), welches sich vor allem mit den Hand
lungsbedingungen für Systeminnovationen auseinandersetzt. Grundelemente dieses Ansatzes sind
Wissensintegration,AntizipationlangfristigerSystemeffekte,AdaptivitätvonStrategienundInstituti




















Eine Möglichkeit, Zusammenhänge, Abhängigkeiten und Dynamiken diskursfähig zu machen sind
Szenarien, in denen unterschiedliche Zukunftsoptionen und Pfade beschrieben werden (Schüle
2011).SiesindeinmöglicherStartpunktfüreinenStrategieprozess,derdannmitdenbestehenden
Governancestrukturenverbundenwerdenmuss.
Gesellschaftlicher Wandel und Klimaanpassungsstrategien – wie kann eine
Anschlussfähigkeithergestelltwerden?
ZurBeschreibungdeskonkretengesellschaftlichenWandelsbedarfeseinesheuristischenKonzeptes

















Der erweiterte Blick auf gesellschaftliche Transformationsprozesse führt zu einem nichtlinearen




nalen Wandlungsprozessen zu erwarten sind (z.B. Demografie, Stadtentwicklung, Strukturwandel,
Globalisierung).















zum einen dazu führen, dass synergetische Potenziale, sog. WinWinFelder und Möglichkeiten für
gemeinsame Handlungsstrategien entstehen. Zum anderen müssen aber auch Verfahren gefunden
werden, um Handlungsblockaden und Konfliktpotenziale zu beseitigen. Insbesondere ist zu klären,
wo die Ziele der Klimaanpassung möglicherweise für andere Ziele restriktiv wirken und wie solche
Konfliktpotenzialeentschärftwerdenkönnen.
LeitbilderundGovernancestrukturen
Leitbilder spielen inderStadtplanung, der regionalenStrukturundTechnologiepolitikundauch in
der InfrastrukturpolitikeinewichtigeRollefürdiegrundlegendeOrientierungderAkteure.Siebün
delndieVorstellungenüberdieZukunftundmacheninsbesondereneueAnsätzeundIdeendiskurs
fähig. Die dynamischen Faktoren der Stadtentwicklung und des wirtschaftlichen Strukturwandels,
aberauchdertechnologischeUmgangmitnatürlichenRessourcenkönnenmittelsLeitbildernzuei
ner richtungsweisenden, bildhaften Vorstellung zusammengeführt werden (vgl. Fakultät Raumpla
nung2002).
Leitbilder sind notwendigerweise normativ geprägt, ihnen liegen Wertvorstellungen über das gute
Leben,einenachhaltigeWirtschaftodereineeffizienteundressourcenleichteOrganisationderInfra
strukturenzugrunde.
Leitbilder sind notwendig unvollständig und einseitig. Bei der Leitbildentwicklung besteht die Frei
heit,einbestimmtesZiel indenMittelpunkt zu rückenundhieraus– teilweise szenariengestützt–





Trotz methodischer Fundierung und auch einer erfolgreichen Leitbildinszenierung im Ruhrgebiet
(Davy2004)machtsichinsbesondereinderPlanungeinegewisseLeitbildmüdigkeitbreit.DerSteue
rungsoptimismus der 1990er Jahre mit dem Fokus auf leitbildorientierte Entwicklungskonzepte ist
inzwischeneinemstärkerenVerständnisderSelbstorganisationvonWirtschaftundGesellschaftge
wichen, die sich in evolutionären Prozessen den Veränderungen des Marktes und der Gesellschaft
anpasst. Im Zuge dieses Paradigmenwechsels hat der Einfluss von planerischen Leitbildern abge
nommen.DiegenerellenMöglichkeitenderregionalenPolitiksteuerungdurchPlanungwerdendurch
denEinflussglobalerMegatrendsskeptischerbeurteilt(vgl.Butzin2009).
Ohne eine realistische Einschätzung der tatsächlichen Handlungsmöglichkeiten besteht daher die
Gefahr,dassneueLeitbilderundZielekeinepraktischeWirkungentfalten.Esistdaherzufragen,wie
























 Fokus Raumstrukturen: Entwicklung rechtlicher und planerischer Instrumente, welche die Aus
gleichsfunktionnatürlicherundgeringgenutzterFlächenstärken.
Fürdenzuentwickelndenregionalen,aufurbaneStrukturendesnördlichenRuhrgebietsbezogenen









„Ein resilientes urbanes System, das eine Exposition (Tatsache, einer Gefahr ausgesetzt zu
sein)aufweist,istdurchdiePrinzipienderRedundanz(Ausstattungmitfunktionalvergleich
baren Elementen, die im Falle von Störungen diese Funktionen untereinander ausgleichen









 ZielSteigerungderDiversität:EinehoheDiversitätderSiedlungsstrukturdient insbesondere im

















sozugestalten,dass sieauchunterStress ihreDiensteaufrechterhaltenkönnen.Auseiner redun
danztheoretischenPerspektivegehteshierbeiauchdarum,genügendReserven(Pufferkapazitäten)
vorzuhalten,umzukünftigenEngpässenundKrisenbegegnenzukönnen(vgl.Grabher1994).







räume geschaffen werden müssten, um die Hitzebelastung in den Innenstädten zu verringern und





triellen Region ab (vgl. Prossek/Schneider/Wessel 2009). Angesichts des „Wettbewerbs der Regio
nen“unddesimmerrascherenWandelsvonTechnologieundWirtschaftistesdaszentralepolitische
Ziel,die InnovationsundEntwicklungsfähigkeitdesRuhrgebiets zustärken.Ausgangspunkthierbei











des Städtebaus, der Landschaftsentwicklung und der Umgestaltung von Gewässern. Beteiligt sind
außerdemdieEmschergenossenschaft/Lippeverband,derRegionalverbandRuhr(RVR)unddieEuro
päische Kulturhauptstadt RUHR.2010 GmbH. 274 abgestimmte Projekte unterfüttern das Gesamt
konzept.

4 Vor diesem Hintergrund macht die strikte Trennung von Mitigation und Adaptation – wie sie in einigen Förderpro






Unter dem Begriff der „ruhrbasics“ wurden fünf Leitthemen entwickelt, welche die räumliche und









 Die Schaffung von Rahmenbedingungen für private Investitionen in den Entwicklungsräumen
(ruhrinvest)–Leitorientierung„DieinvestitionsfreundlicheRegion“
 Und die Vorbereitung überregional wahrgenommener Ereignisse (ruhrevents) – Leitbild „Die
inszenierteRegion“
DieseLeitorientierungensindentstanden,alsdasThemaderKlimaanpassungnochnichtaufderre




sind. Eine besondere Rolle als ausgleichender Faktor für das Stadtklima kommt hier sicherlich
demgeplantenEmscherLandschaftsparkzu.
2 StädtischeLebensqualität:DieseistdurchdenKlimawandelunmittelbarberührt.DieAnpassung







fährdung einzelner Standorte durch Hochwasser bedarf möglicherweise zusätzlicher baulicher
Maßnahmen.HinsichtlichderEntnahmevonOberflächenwasserkönnensichKnappheitenund
damitverbundeneNutzungskonflikteergeben.
4 Das Kriterium der Investitionsfreundlichkeit ergibt sich aus den allgemeinen wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen.VorsorgendePlanung(auchimZusammenhangmitderKlimaanpassung)
kanngenerelldazubeitragen,Investitionsrisikenzuvermindern.





















1. Wiekannes imRahmeneinerKlimaGovernancegelingen,bereits in derPhasederZielbil
dungStakeholdergestaltendeinzubindenund
2. wiekannindiesemProzesseinehinreichendeBindungerzeugtwerden,dieüberdenunmit













gabenprofile integriert werden können. So sind beispielsweise die Wirtschaftsfördereinrichtungen
des Ruhrgebiets zuständig für die Entwicklung von Gewerbegebieten. Die Verbindung mit einer
HochwassergefahrenkartekannhierkonkreteHinweiseaufdieGefährdungenaneinzelnenStandor
tengeben.DenWirtschaftsförderernkommthierdieAufgabezu,dieseInformationenbeiderweite




schutzkonzepte in den Kommunen und zur Energie und Ressourceneffizienz in den Unternehmen
angeknüpftwird.ZubeachtenistaberauchdieBedeutungderregionalenPlanungsebenemitihren
generellen Vorgaben für die Flächennutzung und die infrastrukturelle Versorgung. Demgegenüber


























entwickelt werden (oder gar für resiliente Stadtteile). Im Rahmen der Entwicklung einer Roadmap
müssendaherdieverschiedenenTeilstrategienaufunterschiedlichenräumlichenHandlungsebenen
(Region – Stadt – Quartier) abgestimmt werden. Auf der jeweils übergeordneten Ebene müssen
transparenteAbstimmungsverfahrenaufgebautwerden,diegewährleisten,dasskeineMaßnahmen
entwicklung zur Problem und Risikoverlagerung in einen anderen Bereich führt. Erst dann ist die
Anpassungsstrategiewirklichrobust.
AnforderungenandieGestaltungdesStakeholderprozesses
Die Vielzahl der Leitbilder und Zielkonzepte im Ruhrgebiet verlangen nach einem Governance
Konzept,welches indenverschiedenenTransitionsphasendieHeterogenitätdervorhandenenLeit









deln bestimmen und wie sie generell mit Transformationsansprüchen umgehen. Eine Form, diese
Vorstellungenaufzunehmen,sindpartizipativorganisierteLeitbildworkshops.Diesesolltenzunächst














Aus Sicht der verschiedenen Stakeholder bedeutet der Eintritt in eine Transitionsarena „Resiliente
Stadtentwicklung“auch,sichnormativenFragenzustellen.EsgehtalsonichtnurumKosten/Nutzen
Abwägungen, sondern auch um ethische Orientierungen und Werte. Hierbei stellen sich folgende
Fragen: Welche Güter und Menschen sollen vorrangig geschützt werden? Welche Risiken sind die
BürgerinnenundBürgerbereitinKaufzunehmen?AbwelcherSchadensdimensionundzuwelchem








Ungleichheit in der Bürgerschaft. Anpassungsmaßnahmen sind mit Kosten verbunden, die wahr
scheinlichnichtalleBürgerinnenundBürgeringleicherWeisebewältigenkönnen.DerartigeReflexi
onen können dazu beitragen, dass die Experimentierfelder für modellhaftes Handeln so gewählt
werden,dasssiemöglichstnahandierealenHandlungsbedingungenheranreichen.
Die Reflexion der realen Handlungsbedingungen ist notwendig, damit die Leitbilder von der Phase
der Vision in die Phase des Experimentierens und Handelns eintreten können. Nicht jedes Leitbild





und Prozesssteuerung, so können in Anlehnung an soziologische Ansätze (vgl. Münch 2004: 70 f.)
zwei grundlegende Wirkungsdimensionen unterschieden werden: Spezifität und Affektivität. Die
AffektivitätistAusdruckfürdieinnereemotionaleVerbundenheitzwischendenAkteureneinerRegi





bildorientierte, themenbezogene Governance kann dieBedeutung solcher Grenzziehungen vermin
dern,ohnedieBesonderheitendesspezifischenOrteszunegieren.Ähnlichverhältessichbeistrate
gischen Planungen. Wenn das gemeinsame Vorgehen Vorteile verspricht, sind die Weichen hierfür
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Netzwerke spielen in den Projekten des BMBFFörderprogramms KLIMZUG zur Klimaanpassung in
Regionen eine zentrale Rolle. Eine einfache Gegenüberstellung von „Markt“, „Hierarchie“ und
































zess, in dem zahlreiche öffentliche, intermediäre und private Akteure mit unterschiedlichen Wahr
nehmungen,Interessen,HandlungslogikenundArbeitsmodieineRollespielen.FürdieStrategieent
















passungsprogramms von hoher regionaler Handlungsrelevanz und Begründungsqualität hängt von
zahlreichenErfolgsfaktorenab.IndieserArbeitspielen–imEinklangmitderneuerenForschungzu
zielgerichtetenNetzwerken („goaldirectedNetworks“,Raab&Kenis2009,Provan&Kenis2007)–



















hin involviert. Damit stellt sich die Frage, wie Ansprüche wissenschaftlicher Objektivität und Nach
vollziehbarkeit der Argumentation einerseits mit Ansprüchen des Engagements in praxisrelevanten
Prozessenandererseitsproduktivverbundenwerdenkönnen.WirsehendieOrientierunganHypo
thesenzuErfolgsfaktorenderStrategieentwicklungalseinenwichtigenSchrittderVermittlungwis








Strategien zur proaktiven Anpassung an die langfristigen Folgen des Klimawandels sind eine neue
HerausforderungfürdieAkteureinRegionen.Neuistdabeinicht,dassderKlimawandelüberhauptin
den gesellschaftlichen Handlungsfeldern („Sektoren“) berücksichtigt wird. Im Handlungsfeld der
Landwirtschaftwirdbeispielsweisebereits seitmehreren JahrennachneuenStrategien fürdieAn




und Länder gefördert. Hervorstechend ist das Förderprogramm KLIMZUG des Bundesministeriums
fürBildungundForschung(BMBF).KLIMZUGProjektesolleninsbesondereaucheinestarkeUmset
zungsorientierungaufweisen.Bildlichgesprochen:DurchWissenschaftundPraxisformulierteStrate
giepapiere sollennicht in „Schubladen verschwinden“, sondernEntscheidungen inder regionalbe






































Raab & Kenis 2009) – als Musterbeispiel eines zielgerichteten Netzwerkes angesehen werden (im
Unterschiedzu„serendipitousnetworks“,Provan&Kenis2007,S.231):
 Am Projekt REGKLAM wirken für eine bestimmte Laufzeit mehr als zwei formal
organisatorischunabhängigbleibendeInstitutionenalsAntragstellermit.DieArtderFörde
rung unterstreicht dies. Alle sieben Antragsteller sind direkt gegenüber dem BMBF als Zu





















die wirtschaftliche Entwicklung der Region Dresden durch die relativ häufige Nennung von wirt
schaftsbezogenenAusdrücken(z.B.imVergleichzuzivilgesellschaftlichenAspekten).
DieserAufsatzkannkeineabschließendeKlarheitdarübererzielen,welcheErwartungenandasIRKAP





Dabeigehtesnichtumeineobjektivierende (alsoevaluierende) Analyse (vgl. VandeVen 2007,S.
268282).VielmehrgehtesumdieFrage,wiedieregionalenAkteuredasIRKAPimHinblickaufdiese
beidenKriterienbeurteilen(„subjektiveWahrnehmungregionalerAkteure“).
Die beiden Kriterien „Handlungsrelevanz“ und „Begründungsqualität“ erfassen nur einen eng um
grenztenAusschnittanKriterien,mitdenenNetzwerkeimAllgemeinen(Provan&Sydow2008)und
zielgerichtete Netzwerke bzw. Netzwerkprojekte im Besonderen beurteilt werden können. Nicht
berücksichtigtwirdbeispielsweise,inwieweitdasIRKAPeininnovativerBeitragzurStrategieentwick
lungzurKlimaanpassung inderModellregionDresden ist.Anforderungender Innovation findenal
leinindirektundpartiellüberdenAspekt„Begründungsqualität“EingangindieAnalyseundBeurtei
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lungsrelevanz des IRKAP fördern. Die antragstellenden Partnerinstitutionen und die assoziierten
PartnervonREGKLAM(vgl.Tab.1)agierenbeidiesenDiskussionenauchals„Vertreter“derregiona
len Akteure insgesamt in der Modellregion. Bestimmte Beteiligungsansätze von REGKLAM bieten







 wissenschaftliche Qualität auf der Basis des neuestens Kenntnistandes zum Klimawandel,































E5 Vernetzung der Akteure und Aufbau ressort, sektor und ebenenübergreifender
GovernanceStrukturen


















Die neuere Netzwerkforschung legt eine bestimmte Auswahl von Erfolgsfaktoren zur Fokussierung
derArgumentationnahe:






teuren aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen (Politik, Verwaltung, Wirtschaft,
Wissenschaft, Zivilgesellschaft usw.) mit unterschiedlichen Wahrnehmungen, Interessen,





 Vernetzung und GovernanceStrukturen sind zentrale Themen für die Forschung zu zielge
richtetenNetzwerken.Dabeiisteswichtig,NetzwerkenichtalleinalsalternativeGovernan
ceForm zu „Markt“ und „Hierarchie“ zu begreifen (Powell 1990, Winsvold et al. 2009, S.




















ner mit „Brückenpositionen“ (Gulati et al. 2002) gekennzeichnet. Die Zahl der Netzwerkakteure ist
auchvonhoherBedeutungfürdieHandlungsrelevanzeinesProgrammszurKlimaanpassung.Jemehr
regionaleAkteure indieFormulierungdes IRKAPeinbezogenwerden,destoeher istdiesesauch in
derRegionbekannt,destoeherwirdesauchalspotenziell relevanteWissensundEntscheidungs







 über 200 Personen kontinuierlich in thematische Arbeitsgruppen aber auch in Entschei
dungsgremienvonREGKLAMein(z.B.Steuerungsgruppe).
Heterogenität der Netzwerkakteure: Mit einer steigenden Zahl an Netzwerkakteuren nehmen die
Unterschiede zwischen denAkteurenzu (z.B.hinsichtlich Erfahrungshintergrund, inhaltlicherKom
petenzen, institutionalisierter Zuständigkeit, Wahrnehmungen, Interessen, Handlungslogiken, Ar
beitsmodi).Die„kognitiveDistanz“(Nooteboom2008,S.616)zwischendenAkteurenkannsicher
höhen und zielgerichtete Kommunikation und Aktion erschweren bis hin zur Entwicklung von Ver
hältnissenwechselseitigenMisstrauens.UnterschiedeindenKompetenzen,Wahrnehmungen, Inte
ressen, Logiken und Arbeitsmodi sind auch wichtig für die Formulierung eines regionalen Klimaan







privatwirtschaftlicher Unternehmen. Zielgruppenspezifische Beteiligungsansätze sind deshalb von




onsstruktur von REGKLAM und die Etablierung von darauf bezogenen Beteiligungsansätzen (z. B.
Steuerungsgruppe aus Wissenschaft und Praxis, Wissenschaftliches Projektmanagement, Arbeits
gruppen aus Wissenschaft und Praxis, wissenschaftliche Teilprojekte, Regionalforen, Workshops,
informelleArbeitssitzungenusw.)waresmöglich,aufdieZuständigkeiten,Fachkompetenzen, Inte
ressen,HandlungslogikenundArbeitsmodiderheterogenenAkteure„zugeschnittene“Beteiligungs
ansätze einzurichten. Ein großes und heterogenes Netzwerk benötigt vermutlich eine hohe Anzahl
verschiedener Beteiligungsansätze, wenn es effektiv funktionieren soll. Von hoher Bedeutung war
zudem,dasssichbestimmteBeteiligungsansätzeerstimProjektverlaufherausbildeten.EinBeispiel:
Trotz erheblicher Kooperationsvorerfahrungen zwischen den (institutionellen) Netzwerkakteuren




schaft und Praxis heraus. Koordinatoren spiegeln die Zuständigkeit der institutionellen Akteure für
dieeinzelnenOrganisationseinheitenundTeilprojektevonREGKLAM.InderRegelhandeltessichum
wissenschaftlicheMitarbeiteroderMitarbeiterderLandeshauptstadtDresden(vgl.Tab.1).DieKoor


















tiv wertvollen Klimaanpassungsprogramms auf der Basis heterogener Kooperationen in urbanen
Regionen vermutlich ein hoher Bedarf an (spezifischen) NetzwerkKompetenzen einhergeht. Diese
KompetenzbasiseineszielgerichtetenNetzwerkes ist insbesonderedannwichtig,wennVertrauens
verhältnisse im Rahmen eines (temporären, Raab & Kenis 2009) Netzwerkes auch geschaffen und
weiterentwickeltwerdenmüssen.











penspezifischer Beteiligungsansätze erfolgte deshalb auch, um vertrauensbasierte dyadische Kom
munikationen und Interaktionen innerhalb des Netzwerkes zu fördern. Die Vertrauensbasis sollte
schrittweiseerhöhtundverdichtetwerden.AusderPerspektive zielorientierterNetzwerke sindal







Provan und Kenis (2007) formulieren Hypothesen, unter welchen Rahmenbedingungen diese drei
Formeneffektivfunktionieren.REGKLAMistkeinerderdreierwähntenMöglichkeiteneindeutigzu









Die sechs Ansatzpunkte können für die Formulierung von Hypothesen verwendet werden, die auf
ZusammenhängezwischenderHandlungsrelevanzundBegründungsqualitätdesIRKAPeinerseits(zu








































































tung überregionaler Rahmenbedingungen für die Strategieentwicklung zur Klimaanpassung anhand
von landespolitischen Handlungsansätzen des Freistaates Sachsen beispielhaft verdeutlichen. Die




Handlungsansätze mit Bedeutung für die Entstehung und Entwicklung des zielgerichteten Netz
werksinREGKLAM
Der Freistaat Sachsen befindet sich bei der Klimaanpassung in vielen Handlungsfeldern – vereinfa
chendgesprochenundähnlichwieBundundandereLänder–ineinemProzessderWissensgenerie
rung, Problemidentifizierung, Zielbildung sowie Politikformulierung und Politikweiterentwicklung.
DerAkzentliegtauf„weichen“Instrumenten(Planung,Information,AnreizeundFörderungvonVer








Es erfolgte die Identifikation ressortübergreifender Betroffenheiten und Handlungsbedarfe













in ihrerErarbeitungansatzweise integrativausgerichtet sind, sich jedochvorrangigaufein
zelneSektorenundderenAkteurekonzentrieren.IneinemerstenSchritterfolgtedieStrate
gieformulierung zur Klimaanpassung der sächsischen Landwirtschaft (SMUL 2009a). Als zu
künftig zentrales Dokument hat die Landesregierung im Oktober 2011 einen Entwurf zum
neuenEnergieundKlimaprogrammSachsendersächsischenKlimapolitikvorgelegt(SMWA&
SMUL2011).EinSchwerpunkt liegtdabeiauchaufderKlimaanpassung.DasProgrammsoll










despolitisch wirksames Element zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels (vgl. z. B.
SMUL2008b,S.3;Staatskanzlei2009,S.31,SMWA&SMUL2011)undistanderÜbertrag
barkeit der in REGKLAM gewonnenen Erkenntnisse auf andere Regionen interessiert
(REGKLAMRahmenantrag,S.2).
REGKLAM bildet im Freistaat Sachsen also nicht den Anfangspunkt für die Beschäftigung mit dem
Thema „Anpassung an die Folgen des Klimawandels“. Zu Beginn von REGKLAM bestanden bereits
vielfältigeWissensgrundlagenundsektoraleNetzwerkeinWissenschaftundPraxis, landespolitische
















tetenArbeitsgruppe (AG)1 „IRKAP“ vertreten. Daneben gibt es Repräsentanten der Regio
nalplanung, der LHD, der Wissenschaft sowie der IHK Dresden, da das IRKAP insbesondere
auch für die wirtschaftliche Entwicklung in der Modellregion Dresden von Bedeutung sein
soll.






Erfolg versprechende Strategien zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels beruhen auf der
WeiterentwicklungvonNetzwerkstrukturenimöffentlichenSektor,zwischenWissenschaftundPra
xis und zwischen Akteuren aus zahlreichen gesellschaftlichen Bereichen (z.B. Bildung, Wirtschaft,
Zivilgesellschaft).Überlegungen zurVorteilhaftigkeit vonVernetzungundKooperation zur Klimaan
passungfindensichinzahlreichenStrategiedokumentenderPraxisundwissenschaftlichenPublikati
onen.VordiesemHintergrundargumentiertderAufsatz,dassdasKonzeptzielgerichteterNetzwerke
(Provan & Kenis 2007) geeignet ist, Argumente für Vernetzung und Kooperation zu differenzieren
undkonkreteErfolgsfaktorenherauszuarbeiten.








spezifisch auf Klimaanpassung bezogene Erkenntnisse zu generieren. Erforderlich ist eine Betrach
tung, dieunterschiedlicheMöglichkeitendes „NetzwerkGovernance“vonzielgerichtetenNetzwer
ken berücksichtigt, analysiert und bewertet. Dabei kommen Erfolgsursachen wie z.B. die Zahl der
NetzwerkpartnersowieDichteundZentralisierungsgradvonVertrauenzwischenNetzwerkakteuren
indenBlick.InsbesonderedieFormdesNetzwerkGovernancebedarfeinersystematischenAnalyse.
Das Netzwerkprojekt REGKLAM bietet für diese Forschungsherausforderung eine hervorragende
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Der Text beleuchtet die Rahmenbedingungen, Handlungsweisen und Perspektiven der Institution
„Klimaanpassungsbeauftragte“ im KLIMZUGVerbund Nordhessen. Exemplarisch betrachtet werden
die Positionen der Klimaanpassungsbeauftragten des Landkreises WaldeckFrankenberg sowie der
StadtunddesLandkreisesKassel.













Zur dialogischen Vermittlung und Begleitung von Kontakten zwischen Forschern und Verwaltungs
praktikern, der praxisrelevanten Sicherung von Forschungsarbeiten und der Überführung entspre
chender Forschungsergebnisse in umsetzungsorientierte Vorschläge innerhalb der Gebietskörper




tung, sondern ebenso in der strukturellen Ansiedlung innerhalb der kommunalen Einheiten. Ange















wirtschaftlich geprägten Region, der Zuwanderung von Mücken und Zecken in einer bevorzugten
WanderregionundderGesundheitsbelastungältererMenscheninhitzegefährdetenStadtgebieten.
Einzelne Handlungsfelder sind nicht nur sehr unterschiedlich betroffen von den Folgen des Klima
wandels,sondernbenötigenaufgrundsehrunterschiedlicherPlanungshorizonteauchjeweilsspezifi
sche Klimaanpassungsstrategien. Während Klimaprognosen Zeiträume von mehreren Jahrzehnten
miteinem gewissenUnsicherheitsfaktorbenennen können,müssenbeispielsweiseEntscheidungen
in den Bereichen Tourismus oder Landwirtschaft mit einem Planungshorizont von einigen Jahren
versehenwerden.DieAnpassungderInfrastrukturimHandlungsfeldEnergiezieltaufeineregionale
Versorgungssicherheit im Rahmen mittel bis langfristiger Planungshorizonte für Energienetze und
Energieanlagen.IndenHandlungsfeldernSiedlungsstrukturundForstwirtschaftsindhingegenlänger
fristigeInvestitionsentscheidungenzutreffen,dieresistenteundwenigklimaanfälligeWaldbestände
ermöglichen. Hieraus ergibt sich die Erfahrung, dass gerade in Bereichen mit längerfristigem Pla
nungshorizonteineAnpassunganklimatischeVeränderungeneinkalkuliertundteilweiseberücksich
tigtwird. InnerhalbdieserThemenfeldermit langfristigenPlanungen, istdaherzwardieBegrifflich







Eineweitere Herausforderung fürdiealltäglicheVerwaltungspraxis istdieVermittlung des Themas
Klimaanpassung,dashäufigmitderZielsetzungKlimaschutzverwechseltwird.Auchwenneinewin




Erfolg einer Maßnahme keine quantifizierbare Messgröße heranziehen wie beispielsweise die Koh
lendioxideinsparung bei Klimaschutzmaßnahmen. Für die Arbeitsweise der Klimaanpassungsbeauf
tragteninNordhessendominiertnachrundzweijährigerProjektlaufzeitdieErkenntnis,dassdiebe
stehendeSensibilisierungfürFragendesKlimaschutzeszwardurchausals„Türöffner“fürdieEtablie














nicht möglich, präzise Kalkulationen bezüglich Kosten und Nutzen einzelner Klimaanpassungsmaß
nahmenvorzunehmen.Obgleichbereitsheutedavonauszugehenist,dassauchdieRegionNordhes
senimZugedesKlimawandels,etwavonderZunahmeanExtremwetterereignissenwieStarkregen,
Hitzeperioden oder Sturm, betroffen sein wird und sich daraus Maßnahmen wie beispielsweise
SchattenplätzeaufSchulhöfenoderderGesundheitsvorsorgefürältereMenschenbeiHitzeperioden
aufdrängen, führt die Prioritätensetzung für Klimaanpassungsaktivitäten nicht immer auch zur Be
reitstellungnotwendigerRessourcen.FürdieArbeitderKABbedeutetdies,dassdiegrößtmögliche
Etablierung des Themas Klimaanpassung dann gelingt, wenn Maßnahmen anschlussfähig gemacht
werdenananderekommunalpolitischrelevanteThemenfelder.
EinBeispielhierfürstelltderdemografischeWandeldar,derausnahmslosallenordhessischenLand






begleitet innovative Bildungskonzepte und maßnahmen zur regionalen Standortsicherung. Hierfür
unterhälteru.a.außerschulischeLernorte,wiedasWassererlebnishausFuldatal.Ausdieserkommu
nalpolitischen Schwerpunktsetzung heraus, gepaart mit dem vorhandenen Knowhow bestehender








als Fortführung des umfangreichen Katalogs von KLIMZUGUmsetzungsprojekten in den Bereichen
Landwirtschaft, Gesundheit, Mobilität, Energieversorgung, Tourismus und Forstwirtschaft zu sehen
oderaberalsderenErgänzung.AusdenBedarfenkommunalerGebietskörperschaftenkönnensich
ProjektideenentwederimZusammenwirkenmitKLIMZUGAkteurenherausbildenoderausKoopera
tionen mit bereits vorhandenen lokalen Institutionen. Die KAB fungieren hier stets als Bindeglied
zwischenForschungundPraxis.
EingelungenesBeispielfüreinbereitsrealisiertesundfortlaufendesPraxisprojektistdie„Lernwerk
statt Klimawandel“. Diese bietet ein Halbtagesprogramm für Grundschulen der Jahrgangsstufen 3
und4rundumdieThemenKlimawandel,KlimaschutzundKlimaanpassungan.Mittelseigenständig
durchgeführterExperimentewerdendieSchülerandieProblematikKlimawandelherangeführtund
überdies für das Themenfeld sensibilisiert. Entstanden ist die Idee zur Initiierung eines derartigen
Projektes aufgrund der Notwendigkeit, möglichst praxisnah und als Ergänzung zum KLIMZUG







eine enge Kooperation der Stelleninhaber die Möglichkeit zur interkommunalen Abstimmung von










sungsmaßnahmen, sondern auch strukturelle Rahmenbedingungen innerhalb der Kommunen und
die Finanzierung der Stellen, die bisher aus Bundesmitteln erfolgt. Nach ihrer zweieinhalbjährigen




jektende ist eine Einschätzung zur Übertragbarkeit und dem Innovationspotential der Institution




































verfahren und bietet allen regionalen Akteuren einen kollaborativ partizipativ erstellten Orientie
rungsrahmen,derselbständigfortgeschrieben,komplettiertundkonkretisiertwerdenkann.DerBei
tragstelltdenaktuellenStandderdynaklimNetzwerkentwicklungunddiekonzeptionelleVerschrän
kung mit dem Instrument des netzwerkbasierten Roadmappings vor und zur Diskussion. Exemplifi
ziert wird dieser neue Modus des Regional Governance anhand der im dynaklimErgebnisbereich
„KonzeptionneuerAnsätzezumManagementkonkurrierenderNutzungenvonGrundundOberflä
chenwasser“ durchgeführten Bewirtschaftungsseminare, deren Erfolg in der (Weiter) Entwicklung






NetzwerkbasiertesRoadmappingalsInnovationdesRegionalGovernance ................................... 96 
DerStatusquoderdynaklimNetzwerkentwicklung ...................................................................... 97 
DiedynaklimRoadmap:RegionalesLernenfürdenWegzueinemklimaangepasstenRaum ......... 99 
DieBewirtschaftungsseminarezuden„KonkurrierendenWassernutzungenanderMittlerenLippe“
alsRegionalGovernanceInnovation:Projektioneneiner„PilotRoadmap“ ................................. 101 
ZusammenfassungundAusblick.................................................................................................. 103 
















prognostizierten Auswirkungen des Klimawandels über die Etablierung eines langfristig tragfähigen
Netzwerks anzugehen, das relevante Akteure über administrative, disziplinäre, Ressort und Wis
sensgrenzen hinweg verbindet und dabei auch die Beteiligung der unterschiedlichen Nutzer und
BetroffenengruppenanEntscheidungsundDurchführungsprozessensicherstellt2,betrittinmehrfa
cher Hinsicht Neuland. Mit dem Ziel, ein selbstgesteuertes Anpassungsnetzwerk in der Emscher
LippeRegion und eine netzwerkbasierte regionale Klimaanpassungsstrategie (Roadmap 2020) zu
entwickeln,wirdnichtnureinneuerModus,sondernauchein innovativesInstrumentderRegional
Governance3amBeispielderKlimaanpassungentwickelt,geprüftunderprobt.
Mit der Einrichtung eines langfristig tragfähigen regionalen Netzwerks versuchtdynaklim,die rele





Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel schnell erkennen und in möglichst breitem Konsens
umsetzenzukönnen.
DervorliegendeArtikel fokussiertaufdenaktuellenStandderdynaklimNetzwerkentwicklung4und
die Verschränkung mit dem Instrument des netzwerkbasierten Roadmappings. Exemplifiziert wird
dieserneueModusdesRegionalGovernanceanhandderimdynaklimErgebnisbereich„Konzeption
neuer Ansätze zum Management konkurrierender Nutzungen von Grund und Oberflächenwasser“
durchgeführtenBewirtschaftungsseminare,derenErfolginder(Weiter)Entwicklungsektorübergrei























Das regionale KlimaKompetenznetzwerk dynaklim bestehend aus Forschungskonsortium, den 13
Projektpartnern (Antragssteller) und Kooperationspartnern führt Akteure aus den verschiedenen
gesellschaftlichen Subsystemen (Wirtschaft, Politik, Wissenschaft und Zivilgesellschaft) zusammen.
TrotzdesAufbauseinereffektivenexternenNetzwerkstruktur,mit ca.50neugewonnenenPraxis





sogar direkter Handlungsbedarf zur Klimaanpassung gegeben ist und/oder vertrauensbasierte Ko
operationsbeziehungenzudynaklimKonsortialpartnernbestehen.RegionaleSchlüsselakteurekonn
ten insbesondere im Gesellschaftssektor „Politik, Planung und Verwaltung“ und in der regionalen
Wasserwirtschaft/Infrastruktur gewonnen werden. Sie fungieren teilweise bereits als dynaklim




















Netzwerkübergreifend dominiert bei neu gewonnenen dynaklimPraxispartnern eine Stakehol



















tum sowie Konsolidierung und Institutionalisierungsvorbereitung. Als wichtige Wegmarker in den
vergangenenzweiJahrenwurdenca.50neugewonnenePraxispartnerintegriert(Stand:November
2011),fünfregionaleKooperationsplattformen5sowieersteLeitprojektemitNetzwerkundanderen
Praxispartnern initiiert. Die thematischen dynaklimKooperationsplattformen wurden als wichtige
ArbeitsundVernetzungsgremienmiteinembesonderenStellenwertfüreineerfolgreicheNetzwerk
bildungerkanntund inderProjektplanungdeutlichvorgezogen.DiePlattformenstehenNetzwerk
partnern und anderen regionalen Akteuren offen und haben sich als sehr geeignete Kontakt und
Austauschform erwiesen, um interessierte Unternehmen, Institutionen und Personen andynaklim
heranzuführenundeinzubinden.SiebietendenregionalenAkteureneineVielzahlvonMöglichkeiten,










6 Auf die Relevanz der regionalen Kooperationsplattformen für die regionale RoadmapArbeit wird im folgenden Ab
schnittgenauereingegangen.
Wirtschaft






















Über die dynaklimRoadmap 2020 werden die in dynaklim entwickelten technischen, wirtschaftli
chen,planerischen,politischenundgesellschaftlichenLösungenundInnovationeninFormeinesre
gionalen Planungs, Handlungs und Umsetzungsprogramms zur Klimaanpassung integriert. Sowohl
dasRoadmappingalsauchderdynaklimNetzwerkaufbaugewährleisteneindisziplin, akteursgrup

















beitsbereichen und Teilzielen des Projektes eine integrierende Funktion aus, indem ihnen von den
thematisch spezifizierten Arbeitsbereichen Wasserwirtschaft, Innovations und Wettbewerbsfähig
keit,FinanzierungundOrganisation,Politik,PlanungundVerwaltungKnowhowzugearbeitetwird,
dasdanninderNetzwerkarbeitwieinderkontinuierlichverfeinertenRoadmapOperationalisierung






























Die regionalspezifischen GovernanceStrukturen bieten dabei günstige Voraussetzungen für ein er
folgreichesRoadmapping. InderRegiongibtesnichtnur reichhaltigeundheterogeneErfahrungen
mitregionalenPlanungsundEntwicklungsprozessenbzw.plänen,sondernauchmitihrerkoopera
tiven und informellen Gestaltung und der planungsrechtlichen Absicherung (IBA, Masterplan Em
scherzukunft,MasterplanEmscherLandschaftsparkusw.).Die InitiierungundGestaltungdesRoad
mappingkannsomitnichtnurandievorhandenenMasterplan,KonzeptundTransfererfahrungen








ken“ für eine zukunftsfähige, koordinierte und integrierte regionale Adaptationspolitik entwickelt,






novative Gestaltungsoptionen: Es werden unterschiedliche Blickwinkel, Interessen, Untersuchungs
dimensionen und methoden systematisch und problemorientiert berücksichtigt, technologische,
ökonomische,sozialeundgesellschaftlicheEntwicklungenin ihremZusammenwirkenundmit ihren
möglichen Nebenfolgen analysiert, von allen betroffenen Akteursgruppen „kollaborativ“ bewertet
und in politische Handlungsprogramme übersetzt. Dieses offene wie integrative Roadmap
KooperationskonzeptergänztdeninStadtundEntwicklungsplanunginzwischenfavorisiertenEinsatz
„informeller Instrumente“, die ebenfalls auf Kooperation, Aushandlung, RessourcenSynergie und
konzertiertePolitikabstimmungausgerichtetsind.Dieserseitca.zehnJahrensystematischausgebau





textsensibler gestalten und betroffene Akteure in gemeinsam erarbeitete Maßnahmenpläne und 
prioritäten einbinden (Bieker et al. 2007). Das Spektrum der dafür neu etablierten Planungs und
Steuerungsformate umfasst „regionale Entwicklungskonzepte“ (REK), Regionalkonferenzen und Re
gionalmanagement. Trotz unvermeidlicher institutioneller Friktionen und Akteurswiderstände wird


















tions, Kooperations und Ausgleichmechanismen. Letztendlich werden in den Bewirtschaftungsse
minaren gemeinsam sektorübergreifende Kommunikations, Kooperations und Ausgleichsmecha




gemeinsames lokales Netzwerk, das durch dynaklim zum selbstständigen Ausgleich der jeweiligen
sektoralenundindividuellenInteressenbefähigtwird,sicheigenständiganderErarbeitungzukünfti
ger Konflikt und Betrachtungsszenarien (insbesondere Niedrigwasser) beteiligt und dadurch den
regionalen dynaklimRoadmapProzess aktiv unterstützt. Dieser Prozess ist bisher sehr erfolgreich
initiiertwordenundwirdgegenwärtigaufÜbertragbarkeitundbestpracticeErfahrungenhinanaly
siert.

















diskutierten Klimawandelfolgenentwicklungen, der Wissenslücken und der z. T. geringen aktuellen
BetroffenheitalsSchlüsselkomponenteneineserfolgversprechendenInitiierungsprozessesfürRegio
nalGovernanceheraus.
Ergänzend dazu zeigen die Bewirtschaftungsseminare, dass Handlungs und Mitarbeitbereitschaft
nichtüberallgemeineAussagenzudenKlimawandelauswirkungenzustimulierensind(vgl.Frommer
2010:188)unddahereineeindeutigeThemenfokussierung,diesichfrühzeitigandenjeweiligenInte
ressen der Akteure orientiert und allgemeine Aussagen akteursgruppenspezifisch herunter bricht,
notwendigist.DieIdentifizierungderjeweiligenInteressendereinzubeziehendenAkteure(Stakehol
deranalysen) solltedaheramBeginneines Initiierungsprozesses stehen.Die Bewirtschaftungssemi
narewurdenvordemHintergrunddesausgeprägtenInteressesundderAkteursanzahlinfunktionale
thematische Unterarbeitsgruppen (Grundwasser, Kühlwassernutzung, landwirtschaftliche Bewirt







Abb. 3: Ablaufschema der Etablierung einer Regional Water Governance in den Bewirtschaftungsseminaren (Quelle:
http://www.dynaklim.de/dynaklim/index/news/10_2011AGLippe_GWinHaltern0.html)
DieAkteurenacheinemerfolgreichenAnschubprozessineinenSelbststeuerungsprozesszuüberfüh












nance imThemenfeld„KonkurrierendeWassernutzungenanderMittlerenLippe“ inallen themati
schen Arbeitsgruppen an einem einheitlichen DreiPhasenAblaufmodell (siehe Abb. 3). Nach der
ErfassungderrelevantenAkteure,ProblemlagenundBewirtschaftungsziele(Statusquo)kommtesin
derzweitenPhasezueinerBewertungderProblemlagenundEntwicklungvonWirkungszusammen
hängen,diedann inder letztenPhasederStrategieentwicklungmünden. ImProjekthandbuchwie
derumwerdendieErgebnissesukzessivundkontinuierlichdokumentiert.
Da die Bewirtschaftungsseminare im dynaklimErgebnisbereich „Konkurrierende Wassernutzungen
anderMittlerenLippe“bezogenaufden funktionierendenSelbststeuerungsprozess insoferneinen
Sonderfallindynaklimdarstellen,dassaneinerinderVergangenheitbereitsstattgefundenenProb









für die Klimaanpassung auf regionaler und kommunaler Ebene eine Vielzahl von Zuständigkeiten,
abernurwenigKoordinationundVerantwortungsteilungbesteht.AntwortensindaufdieseHeraus




tive und Wirksamkeit herkömmlicher Planungsverfahren zu erweitern verspricht, gleichzeitig ist es
mithohenAnforderungenanInstrumenteundVerfahrenderRoadmapErarbeitungverknüpft.Soist
(erfolgreiches)Roadmappingdaraufangewiesen,dass








Wenn Anpassung als umfassender gesellschaftlicher (regionaler) Wandlungsprozess, der gestaltet
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 Hasse,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 Rauscher, Nicole; Schwarz, Michael 2011a: Roadmapping als Verfahren
der kooperativen Regionalplanung und Klimapolitik. DiedynaklimRoadmap zur Klimaanpassung in
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Kommunen und Unternehmen spielen eine Schlüsselrolle bei der Anpassung an den Klimawandel.
FüreinebedarfsgerechteundpartizipativausgestalteteregionaleAnpassungsstrategiesinddieHand
lungslogikendieserAkteureverstärktindenBlickzunehmen.DasInstitutderdeutschenWirtschaft
Köln erhebt daher die Betroffenheiten in Unternehmen, Städte und Gemeinden infolge des Klima
wandelsundentsprechendeAnpassungsbedarfe.Dazu solleneinebundesweiteBefragungvonUn
ternehmen und kommunalen Entscheidungsträgern sowie eine eingehende Analyse dienen, deren
Ergebnisse die Ansätze und Erkenntnisse der Verbundprojekte auf regionaler Ebene ergänzen. Die

























des Klimawandels stellen müssen, erfordern häufig neue Ansätze der Entscheidungsfindung. Dabei




nen, denen zufolge die Gestalt der regionalen Steuerungsformen maßgeblich von den beteiligten
AkteurenundderenHandlungslogikenabhängt.1DaherhatdasBundesministeriumfürBildungund
Forschung(BMBF)mitderKLIMZUGFördermaßnahmebewussteinenregionalen,netzwerkorientier
ten und akteursbezogenen Ansatz zur Förderung von Klimaanpassungsprozessen gewählt. Sieben
RegionensollenunterBeteiligungsämtlicherAkteurezueinerpassgenauenundlangfristigtragbaren
Anpassungsstrategie finden. Durch die Vorhaben des Climate Service Centers und des KLIMZUG





Die Auswirkungen des Klimawandels zeigen sich in räumlich heterogener Art und Ausprägung. Die
RegionbietetbeiAnpassungsprozesseneinengeeignetenBezugspunkt,dasiealsräumlicheEinheit
anders als etwa traditionelle politische Gebietskörperschaften offener und entlang klimatischer
Grenzendefiniertwerdenkann.SiekannalsHandlungsraumverstandenwerden,dermitähnlichen
Klimaveränderungenkonfrontiertseinwird,undindemergänzendzueinemreinformellenInstituti
onsrahmen eine neue Form der Steuerung für Klimaanpassungsprozesse tritt.2 Klimaanpassung im
Sinne von Regional Governance kann sich in der Region über formelle wie informelle Regelungen
vollziehen.3Gerade letzterebeinhaltennichtnurdieMitwirkungvonAkteurenausderPolitik,son
dernauchausWirtschaftundGesellschaft.
Um die Erfordernisse von und Beweggründe für Klimaanpassungsaktivitäten offen zu legen, Hand
lungserfordernisseinderRegionzupriorisierenundbedarfsgerechteMaßnahmenzuergreifen,müs
senrelevanteAkteureundihreklimawandelbedingtenBetroffenheitenzunächstidentifiziertwerden.
Klimatische Veränderungen können über Funktionsstörungen in ökologischbiologischen oder auch
sozioökonomischen Systemen wirksam werden. Bei der akteursspezifischen Betroffenheitsanalyse
giltesdaher,eineVielzahlkomplexerKlimafolgenzuberücksichtigen.EineBetroffenheitsanalysegibt




schärft dieses Vorgehen das Problem. Um Anpassungsprozesse regional ausgewogen zu gestalten,
müssen die Betroffenheiten und individuellen Handlungslogiken einzelner Akteure berücksichtigt


























fungvonArbeitsplätzen. UnterdenBedingungen desKlimawandels istdaherdieSicherungderöf
fentlichenDaseinsvorsorgeindenderRegionangehörigenGemeindenundderLeistungsfähigkeitder
regionalenWirtschafteineder zentralenAufgaben.5Die regionaleBetrachtung istdabeinichtneu.
RegionenwerdenzunehmendalsräumlicheWettbewerbseinheitderZukunftgesehen,wobeidiese
BetrachtungdemTourismusbereichentlehntist.DieRegionwirdhieralseineräumlicheEinheitdefi














mehrdimensionales Phänomen aufgefasst. In der Untersuchung wird zwischen natürlich
physikalischen, regulatorischen und marktlichen Betroffenheiten unterschieden. Natürlich




















Lokale Gebietskörperschaften wie Landkreise, Regierungsbezirke oder Gemeinden erbringen eine
Vielzahl von Leistungen, die durch den Klimawandel und seine Folgen beeinträchtigt sein können
oder sogar bereits beeinträchtigt sind. Ebenso wie Unternehmen sind Gemeinden einem Wettbe










Nach dem Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung haben lokale Gebietskörperschaften weitge
henderechtlicheHandlungskompetenzen,umdiekommunalenBelangeundVermögenswertegegen

















bedingten Planungs, Kontroll oder Berichtserstattungspflichten konfrontiert. Diese werden durch
übergeordnetepolitischeEbenenfestgelegtundmüssendurchdieKommunekoordiniert,umgesetzt





Landesverfassungen das sogenannte Konnexitätsprinzip verankert, das Aufgabenübertragungen

7DESTATIS–StatistischesBundesamt:VolkswirtschaftlicheGesamtrechnungen,BeiheftInvestitionen,Wiesbaden2010.





grundsätzlich durch die Länder mit einer Finanzierungsregelung für die Kommune verbinden soll.9
BislangabererfährtdiesesPrinzipkeinekonsequenteUmsetzung,sodassdieBefürchtungbesteht,
dass klimaanpassungsbezogene Aufgaben die kommunalen Haushalte über Gebühr belasten könn









hen, dass den Kommunen noch weitere Vorgaben bzw. Anreize erhalten werden, die explizit auf
nichtabwendbareklimatischeVeränderungenzielen.SobetontderimJuni2011beschlosseneerste
Teil der Bauplanungsrechtsnovelle die klimagerechte Stadtentwicklung als Planungsleitsatz, wobei
sowohl Klimaschutz als auch Anpassung an den Klimawandel Eingang finden. Ähnliche rechtliche
Veränderungen wurden bei der Flächennutzungsplanung vorgenommen.11 Der im August 2011 ge
plante„AktionsplanAnpassung“kündigtaußerdemweitereMaßnahmenundauchUnterstützungs
angebotezurAnpassungandenKlimawandelinKommunenan.Solcheanpassungsinduziertenregu






















munen durch den Bund gefördert werden können. In Anbetracht der großen Resonanz, die diese
FörderrichtliniebisherindenKommunenerfährt,kanndiesalsbedeutenderSchrittgesehenwerden.










Gelder höchstens über Sponsoren beschaffen könnten. Solche Finanzierungsformen sollten in För
derrichtlinienzuAnpassungsprojektendahergrundsätzlichzulässigsein.
HäufigbestehtNachholbedarf,wennesdarumgeht,dieanpassungsbezogenenChancenundRisiken










munale Entscheidungsprozesse gelangt. Maßgeblich scheint dabei auch die personelle Zusammen
setzungderStadtplanungundderWirtschaftsförderungzusein.MehrfachwurdeaufdieBedeutung






ben. Einige Kommunen haben Formen einer institutionalisierten ressortübergreifenden Diskussion
gefundenundwollendieseperspektivischumAnpassungsthemenerweitern.




und Daseinsvorsorge infolge direkter und indirekter Wirkungen des Klimawandels gefährdet sein
könnte oder auch inwieweit aus diesen Veränderungen Vorteile entstehen. Eine Kommune muss
zunächstübersolcheZusammenhängeauskunftsfähigsein.Anschließendkönnenentsprechendder
vorhandenen Kompetenzen zur Bewältigung der Klimafolgen die Maßnahmenplanungen den ver
schiedenenZuständigkeitsbereichenzugeordnetwerden.GegebenenfallskannauchdieUmstruktu
rierung von Teilen der bisherigen Verwaltungsorganisation zugunsten eines ressortübergreifenden
Vorgehenserforderlichwerden.Berücksichtigtwerdenmussauch,dassbestimmtekommunalePro
duktebzw.ProduktgruppenwieBauenundWohnenoderVerkehrsinfrastruktureineSchlüsselrolle







Bei der Analyse der akteursspezifischen Betroffenheitssituation ist außer der Unterscheidung zwi

















lässt sich nur unter Berücksichtigung verschiedener unternehmensinterner (z.B. Art der Leistung,
Größe,Standorte) undunternehmensexternerEinflussfaktoren (wieetwa rechtliche Rahmenbedin
gungenoderMarktsituation)feststellen.
Vor allem bei der Land und Forstwirtschaft lassen sich negative Betroffenheiten durch natürlich
physikalischen Klimafolgen und ihre marktlichen Auswirkungen vermuten, etwa durch die Verbrei
tungvonSchädlingenoderdurchverminderteErträge.PositiveEffektekönnensichfürdenBausektor
durchdensteigendenBedarfanVerschattungundDurchlüftungvonGebäudenoderanInvestitionen
im Küstenschutz ergeben. Auch die Chemie und Pharmaindustrie kann/könnte durch die Entwick
lung von klimaangepassten Produkten und Pflanzenschutzmitteln vom Klimawandel profitieren.




































nehmen bereits heute durch die natürlichphysikalische Dimension des Klimawandels betroffen sei
(sieheTabelle).DieseEinschätzungändertsichteilweise,wennderZeitpunktderBetroffenheitindie
Überlegungen einbezogen wird. So wird eine natürlichphysikalische Betroffenheit von 30 Prozent
derbefragtenUmweltexpertenindenkommendenzehnJahrenundvongut28Prozentinmehrals
zehnJahrenerwartet.DieLandundForstwirtschaftsowiederEnergieundWasserwirtschaftgaben
am häufigsten an, direkt betroffen zu sein. Die Betroffenheitssituation wird anders eingeschätzt,
wenn zusätzlich die indirekte Betroffenheit über die regulatorische und marktliche Dimension des
Klimawandelsberücksichtigtwird.Knapp69ProzentderbefragtenUmweltexperten,vorwiegendaus
WirtschaftsbereichenwieEnergie,Wasser,ChemieundPharma, sehen ihrUnternehmen bzw. ihre













Die dargestellten Zusammenhänge geben einen ersten Überblick über die Herausforderungen, vor
welchen Unternehmen und Kommunen im Zuge der Klimaanpassung stehen. Sie vermitteln auch
einenEindrucküberdieRahmenbedingungen,unterdenendieseAkteureineineregionaleStrategie
eingebundenwerdenkönnten.DieseAspektesollenanhandderfürAnfang2012erwartetenBefra
gungsergebnisseempirisch fundiertundzugespitztwerden.Die Ergebnissewerden ineinerumfas
senden Analyse zusammengefasst und veröffentlicht. Darin werden bundesweite Betroffenheiten
undAnpassungsbedarfeinUnternehmenundKommunenbeschrieben.


















Wirsindbereitsbetroffen. 68,9 51,7 17,1
IndenkommendenzehnJahren 24,3 39,1 30,0
InmehralszehnJahren 3,4 6,3 28,2
ErstabMittedesJahrhunderts 0,6 0,0 9,4





privatem Sektor im Sinne einer effizienten Anpassung gestaltet werden kann. Bei der Betrachtung
derBetroffenheitssituationundderHandlungslogikenderausgewähltenAkteurestelltsichnämlich
ineinemzweitenSchrittdieFragenachentsprechendenAnpassungsmaßnahmenundderenPlanung,
Koordination, Finanzierung und Umsetzung. Die Anpassung an die Folgen des Klimawandels wird
erheblichefinanzielleMittelbinden,undauchwenndieKostenderzeitsektoralnurgrobgeschätzt
werdenkönnen,istdochmiterheblichenBelastungengeradederöffentlichenHaushaltezurechnen.






öffentlichen Hand. Zusätzliche Anforderungen an die Kommunen im Rahmen der Klimaanpassung
sindabergeradevordemHintergrundderdesolatenkommunalenHaushaltsituationschwerdurch



































Bereichen Landnutzung und Wassermanagement. Die WissenschaftsPraxisKooperationen in dem
transdisziplinären Netzwerk werden durch einen Aktionsforschungsansatz geleitet und unterstützt.
Hierbei erfolgt die methodische Unterstützung durch das Querschnittprojekt „Koordinierte Strate
gieentwicklung“. Die Aktionsforschung in INKA BB basiert auf drei charakteristischen Elementen in
den Teilprojekten: (1) transdisziplinäre Struktur und problemorientierte Ausrichtung, (2) zyklischer
Prozess, wobei Phasen der Planung, Umsetzung und Auswertung zielorientiert aufeinander folgen
und (3) methodische Interventionen zur Förderung der Strategieentwicklung und der Selbststeue



























Das Innovationsnetzwerk Klimaanpassung Brandenburg Berlin (INKA BB) ist ein transdisziplinäres
NetzwerkmitdemübergeordnetenZiel,einenBeitragzurSicherungderNachhaltigkeitderLandund
WassernutzunginderRegionBerlinBrandenburgunterverändertenKlimabedingungenzuleisten.
Um den Herausforderungen des Klimawandels standortangepasst zu begegnen, arbeitet INKA BB
räumlich genestetauf lokaler, regionalerundLandesebene,um Anpassungsstrategien für Landnut
zung, Wasserwirtschaft und Gesundheitsvorsorge zu entwickeln und zu implementieren. Anpas
sungsstrategien müssen im regionalen Bezug, z.B. mit Blick auf charakteristische Standorte, natur








Struktur von INKA BB und das Teilprojekt „Koordinierte Strategieentwick
lung“
INKABBisteinNetzwerk,dassichauswissenschaftlichenPartnernwieForschungseinrichtungenund













Wissen zu regionalisierten Klimaszenarien
Methodik zur SWOT-Analyse und Strategieentwicklung
Wissenstransfer
Facharbeitsgruppen (in und zwischen Handlungsfeldern)

Abb.1:FunktionsstrukturvonINKABB(Knierimetal.2009)
Insgesamt besteht INKA BB aus 24 Teilprojekten in den drei Handlungsfeldern Landnutzung, Was
sermanagement sowie Netzwerkentwicklung und sicherung. Für die Funktionsstruktur bedeutsam
sind neben den teilprojektübergreifende Facharbeitsgruppen, die ausgewählte Themen und Frage
stellungenbearbeiten,dreiQuerschnittsprojektezudenThemenbereichenKlimawissen,Wissensma













nierten Strategieentwicklungsprozesses. Somit übernimmt dieses Teilprojekt die Funktion, die ge
meinsame Vorgehensweise als Forschungs und Entwicklungsprozess anzuleiten und dementspre
chendeServiceleistungenfürdiefachlichorientiertenTeilprojektezuerbringen.Konkretgehtesdar
umdietransdisziplinäreKooperationindenTeilprojektenunddiegemeinsamenPlanungsundUm













zeichen von Aktionsforschung ist ein zyklisches und phasenweises Herangehen, wobei Schritte der




forschung ihre Wurzeln in der angewandten Sozialpsychologie und wird seit den 50er Jahren des
letztenJahrhundertsu.a.imRahmenvonOrganisationsentwicklung,regionalerStadtundländlicher
EntwicklungsowieimBildungskontexteingesetzt(ReasonundBradbury2008).DerBegriffderTrans
disziplinarität kann mit dem Erstarken der Umweltsystemwissenschaften verknüpft werden, die
komplexeProblememitsystemischenAnsätzenangehen.DerAnsatzhatvorallem imRahmender






indenTeilprojektenund (3)diemethodischen Interventionen zurFörderungderStrategieentwick







Anforderung, lebensweltlich relevante und komplexe Problembereiche zu bearbeiten (Gerber und
Hoffmann2007).DieTeilprojektesinddeshalbtransdisziplinärzusammengesetzt,jeweilsauswissen
schaftlichenPartnernundPraxispartnern.DurchdieBeteiligungderPraxiswirdgeradedieProblem
orientierung bei der gemeinsamen Erprobung und Bewertung von Maßnahmen ermöglicht. Ziel ist
es, die Umsetzung von praxisrelevanten Lösungen unter Berücksichtigung der Interessen der ver
schiedenenPartnerzuerreichen.
ProzessindenTeilprojekten
Dem Aktionsforschungsansatz folgend, liegt dem gemeinsamen Arbeitsprogramm im Netzwerk ein
Phasenmodell zugrunde. Somit ist der Projektverlauf in sechs Phasen gegliedert: die Initialphase,
dann eine erste Runde bestehend aus Implementierungs und Synthesephase, auf die eine zweite
Runde folgt, die sich ebenfalls aus Implementierungs und Synthesephase zusammensetzt. Zuletzt
kommt die Verstetigungsphase. Somit folgen auf experimentelle Phasen immer Auswertungs und
Planungsphasen(Knierimetal.2009).
Auf demk Phasenmodell beruht die Vorgehensweise, die alle themenspezifischen Teilprojekte ge
meinsamhaben.DerProzessfolgtgrobdenSchrittenPlanung,UmsetzungundAuswertung(s.Abb.
2),wie sieauch imManagementRegelkreisbeschriebenwerden (vgl. Thomas&Hoffmann,2009).
Dieses phasenweise Vorgehen ermöglicht die kontinuierliche Anpassung der Teilprojektziele und,













entwicklung indenTeilprojektenbeitragen.Grundlegenddabei ist,dassStrukturen fürGruppenar
beitsprozesse geschaffen werden, die durch verschiedene Methoden der Gruppenmoderation und
fürgemeinsameAnalyseschrittemitdemInstrumentSWOT(Strengths,Weaknesses,Opportunities,














dacht, der durch die Teilprojektkoordination, vorwiegend wissenschaftliche Partner, vorbereitet,
angeleitetundausgewertetwird.DenTeilnehmerInnenkreishabendieVeranstalterInnenselbstbe
stimmt, meist bestehend aus nichtwissenschaftlichen Kooperationspartnern, weiteren Praxispart
nern,dieimAntragnochnichtenthaltenwaren,undVertreterInnenausanderenTeilprojekten.Die
Dokumentation des Analyseschrittes auf Ebene der Teilprojekte erfolgt durch SWOTBerichte mit
einereinheitlichvorgegebenenGliederung.
NebenderBereitstellungundderAnleitungzudenmethodischenGrundlagenwerdenauchdiePla
nung, Durchführung und Auswertung der Akteursworkshops unterstützt und die Workshops beo
bachtendundberatendbegleitet.AlleArbeitsschrittewerdendokumentiert,umdenArbeitsprozess
indenTeilprojektensystematischzureflektierenunddieErgebnisseaggregiertzurinternenDiskussi
on zu stellen. Die inhaltliche und methodische Auswertung der Akteursworkshops und der SWOT
BerichtewurdeineinemAuswertungsberichtdargestelltundalsFeedbackandasNetzwerkzurück
gespiegelt, in schriftlicher Form und im Rahmen der Einführung für das Vorgehen der nächsten
SWOTAnalyse.






Von Seiten der Teilprojekte wurde der Prozess der SWOTAnalyse unterschiedlich bewertet. Einige
Teilprojekte haben sie als reine Pflichtaufgabe im Rahmen des Gesamtprojektes gesehen, andere
haben die Akteursworkshops und SWOTAnalysen als hilfreich empfunden, da sie geholfen haben,
diePlanungzukonkretisierenundinterneundexterneEinflussfaktorengenauerzuidentifizieren.Die





zu bewerten. Für letzteres liegt erst wenig Erfahrung in empirischer Forschung und wissenschaftli
chenStudienvor(Schattenhofer2009).
















sung an den Klimawandel und (2) zur Entwicklung und Sicherung des transdisziplinären Netzwerks
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ClimateChangeAdaptationStrategies within theTransdisciplinaryNetwork INKABB, inDarnhofer,













































Beispiel des Projekts „KLIMZUGNORD – Strategische Anpassungsansätze zum Klimawandel in der
MetropolregionHamburg“dieBedeutungvonlokalenExperimentenalsMittelzur(De)Institutiona
lisierungimKontextdesTransitionManagementserläutert1.LokaleExperimente,bzw.–inunserem
Fall – regionale Fallstudien, werden als Teil einer möglichen Transformation zur Nachhaltigen Ent
wicklungkonzeptionalisiert.SolcheTransformationenbenötigennichtnurtechnologischeInnovatio
nen,sondernauchsozialeInnovationen.DiesewerdenalsGovernancewandelverstandenundihnen




































Interessen hinter den Argumenten um das „Wissensproblem“ stehen, welche Machtverhältnisse
vorherrschen,diedenDiskursumdieKlimafolgenundKlimaanpassungdominieren.Eswärenaiv,von
einemParadigmaeinerreinen„evidentbasedpolicy“,d.h.einemPolitikverständnis,welchesreinauf


















Die Aufgaben der Querschnittsaufgabe Governance sind vielfältig (Abbildung 2) und bewegen sich
zwischen Dienstleitungen für das anwendungsorientierte KLIMZUGNordProjekt und eigenen wis
senschaftlichen Fragestellungen aus disziplinärer, interdisziplinärer und transdisziplinärer For
schungsperspektive.EinanderHafenCityUniversity(HCU,vgl.denBeitragvonKnielingetal.indie
sem Band) angesiedeltes Teilprojekt operiert schwerpunktmäßig aus einer planungswissenschaftli
chen Sichtweise und analysiert Problemstellung, Akteure und Akteursnetzwerke sowie deren Rah
menbedingungen.IhrAnsatzzurStrukturierungderClimateAdaptationGovernanceunterteiltdiese
in formelle, ökonomische und informell/organisationale Instrumente. Das Teilprojekt der TuTech
InnovationGmbHbefasstsichmitderÖffentlichkeitsbeteiligungsowiedemCapacityBuildingmitder



















Dies gelingt in erster Näherung durch eine dualistische Ein und Ausgrenzung, welche im Rahmen
dieses Beitrags grob bleiben muss: unter Climate Adaptation Governance oder kurz „CAG“ geht es
unsum:
 regionaleProzesseundStrukturenundnurmittelbarumglobaleZusammenhänge,
 praktische Förderung und Veränderung von Koordinationsformen und Handlungen und nicht
alleineumdieAnalyseundErklärungsolcherFormenundWandlungsprozesse,









nen unter Beteiligung der Akteursgruppen begegnet werden muss und nicht um eine Eingren
zungaufbestimmteGruppenoderArenen.
DievonunsausderLiteraturübernommeneDefinitionlautet:
Governance ist „die Gesamtheit der kollektiven Regelungen, die auf eine bestimmte Problemlage
odereinenbestimmtengesellschaftlichenSachverhaltzielenundmitVerweisaufdasKollektivinte

































welche sich als verbandliche Selbstdisziplinierung im Schatten staatlicher Hierarchie zeigt (Mayntz
2008,S.55).Dasbedeutetaberauch,dassdieanalytischeUnterteilung inhierarchischeundnicht
hierarchische Formen für die Entwicklung von Interventionsstrategien für den Governancewandel




Problemwahrnehmungen nicht systematisch analysiert, obwohl sie für die Erklärung mangelhafter






















nissinteressen machen es häufig nötig, zu unterscheiden zwischen Instrumenten, Methoden und
Theorien,diefürdieAnalysederRealitätsinnvollsind,undInstrumenten,MethodenundTheorien,
diemehrimpräskriptivenSinne,d.h.anleitend,hilfreichsind.







die aktive Wandlung von Governanceformen im Rahmen von (lokalen/regionalen) Experimenten
(Projekten in Nischen) im Sinne einer aktionsfördernden Forschung. Daher nutzen wir Ansätze wie
denAkteurzentrierten Institutionalismus(vgl.Scharpf2000),psychologischeVerhaltensmodellewie















Mit der MultilevelPerspektive (MLP) wird die Dynamik der gesellschaftlichen Transformation als












































das Zusammenspiel von technologischen Innovationen und ihrem Gebrauch in gesellschaftlichen















ter von Transformation: A. Empowerment, B. Rekonstellation C. Adaption (De Haan 2010; De
Haan/Rotmans2009).
Statt auf diese Konzepte weiter einzugehen soll der Frage nachgegangen werden, wie man sich







Institutionen werden im Folgenden als Strukturen, Regelwerke und Leitbilder verstanden, die die
geronneneErfahrungihrerAkteurewiderspiegeln.SiegebendemsozialenHandelnderAkteureeine
gewisseRegelmäßigkeitunddienensomitzurReduktionvonUnsicherheit.DerWandelvonInstituti
onenbedeutetdaher immer,dasssichdieAkteure ineinerPhasederVerunsicherungbefinden. In




Prozess (makrosoziologisch) und zum anderen als bottumupProzess (mikrosoziologisch) beschrei
ben. Bei beiden Ansätzen ist jedoch als Bedingung der Möglichkeit für einen Institutionenwandel
entscheidend, ob die Akteursgruppen, die einen Wandel herbeiführen möchten, andere Akteurs
gruppenvondieserNotwendigkeitüberzeugenkönnen.Siemüssendarstellen,dassdieexistierenden
Institutionen angesichts veränderter Rahmenbedingungen weniger effizient oder wünschenswert
sindalsdievorhandenenetabliertenbzw.alternativenModellederHandlungskoordination.Dieses
Überzeugen der anderen Akteure wird vorrangig sprachlich diskursiv ablaufen und ist somit der
Kommunikationsanalysezugänglich(sieheSchaperindiesemBand).
DieFunktionderReduktionvonUnsicherheiterfüllenInstitutionennieperfekt.Akteurehaben–posi








Makrosoziologisch kämpfen Institutionen gegeneinander, um ihre Berechtigung (Legitimation) zu
erhaltenbzw.zuerlangen.DabeigehtesvorrangigumdieDeutungshoheit,was„rational“sei(Ratio
nalitätskriterien) und um die Definition des Handlungskontextes (Geltungsbereich) der Institution
(Lepsius1997,S.58f.).DurchVeränderungderRahmenbedingungen,indenenInstitutionenagieren
(beim Transition Management würde diese die Veränderungen von ‚Regime‘ oder ‚Landscape‘ be
deuten),verändernsichauchdieGeltungsbereichederbestehenden Institution. Institutionenmüs
sen sich wandeln, um diese veränderten Geltungsbereiche weiterhin abdecken zu können. Gelingt
diesnicht,entstehenLücken,diedurchneueInstitutionengeschlossenwerdenkönnten.
Mikrosoziologisch betrachtet gehen solchen Transformationen langwierige Veränderungen auf der
Mikroebene voraus (Quack 2005, S. 359). Wie oben beschrieben werden die Unstimmigkeiten bei
denRationalitätskriterienundbeidenGeltungsbereichenvonInstitutionensprachlichvermittelt.Die





on zur Bewältigung der Anforderungen zuzubilligen (Legitimationsglaube schwindet). Ein Wandel
entsteht dann, wenn die Akteure in einer solchen Situation überzeugt sind, dass die alten Regeln
nicht mehr optimal sind und die neuen möglichen Regeln oder Institutionen besser geeignet sind,









von Klimaanpassungsstrategien als Mittel zur DeInstitutionalisierung. Sie sind notwendige soziale
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effektiver Steuerungs und Regelungsformen zur Klimaanpassung zielt auf partizipative Beteiligung
relevanter Akteure ab. Zentrales vermittelndes Element zwischen den beteiligten Akteuren ist die
Klimakommunikation. Einleitend werden daher relevante theoretische Konzepte der Kommunikati
onswissenschaften erläutert, um unser Begriffsverständnis von Klimakommunikation für eine sinn
volleNutzunginKLIMZUGNORDzupräzisieren.DabeibildetVerständigungzwischendenAkteuren
aufBasiseineridealenSprechsituationimTheoriekonzeptderverständigungsorientierenKommuni
kation (Habermas 1981) für uns einen idealtypischen Maßstab für „gute“ Klimakommunikation in
KLIMZUGNORD. Ausgewählte lokal begrenzte Räume (KLIMZUGNORDModellgebiete) mit klima
wandelspezifischenProblemenbieten fürunseineguteMöglichkeit,um lokaleKlimakommunikati
onsprozessezwischendenbeteiligtenAkteurenzubeobachten,zubegleitenundzuanalysieren.For





















Im Themenfeld 3 „Zukunftsfähige Kulturlandschaften“ von KLIMZUGNORD hat sich das Teilprojekt




schungsprojekten zurückgegriffen. Die Leitung des Kooperationsnetzwerks liegt bei der Landwirt
schaftskammerNiedersachsen,BezirksstelleUelzen2.
Seit2009treffensichdieMitgliederimKooperationsnetzwerkregelmäßiginmoderiertenWorkshops
und Exkursionen. Ausgewählte Experten verschiedener Themenbereiche vermitteln relevantes (Kli








zessbegleitend haben wir 25 qualitative telefonische Leitfadeninterviews mit relevanten Akteuren




















































Zeiträume des Klimawandels möglichst nachhaltig, flexibel und robust sein, d.h. zukunftsorientiert
angelegt werden und im Ausgleich ökologischer, ökonomischer und sozialer Interessen möglichst






entierung bei der Entwicklung von Klimaanpassungsstrategien bedeutsam ist (siehe Gottschick in
diesem Band), sollte die Kommunikation auf wechselseitiges Verstehen – als Sinnvermittlung und







Verständigung und ideale Sprechsituation als Maßstab „guter“ Klima
kommunikation
Nach Jürgen Habermas ist das Ziel von Sprache die Verständigung zwischen den Kommunikations
partnern (vgl. Krallmann/Ziemann 2001: S. 282). Verständigung bedeutet die Herbeiführung eines
wechselseitigenEinverständnissesüberKonsense(Aussagen,beidenenMeinungsgleichheitbesteht)




Beeinflussung zur Erreichung individueller Ziele im Vordergrund steht (vgl. Habermas 1981a: S.





 Richtigkeit: vor dem Hintergrund gesellschaftlich anerkannter Werte und Normen akzeptabel
(vgl.Krallmann/Ziemann2001:S.288).









nikationsprozesse zur Klimaanpassung ist das Konzept der verständigungsorientierten Öffentlich
keitsarbeitnutzbar(vgl.Burkart/Probst1991).BurkarthatdiesesKonzeptalsPRInstrumentzurAna
lyse und Evaluation von Krisenkommunikation am Beispiel eines Planungsverfahrens einer Sonder
mülldeponie in Niederösterreich angewendet (vgl. Burkart 1993). Er definiert darin verschiedene
















Diese Erweiterung und Übertragung des Theoriekonzepts von Burkart (2005) auf lokale Klimakom
munikationsprozesse veranschaulicht Tabelle 1. Dabei werden die Verständigungsebenen und Ver
ständigungsphasen von uns auf die Charakteristika und Erfordernisse regionaler Klimaanpassung















































































DieTabelle1wird imFolgendenauf EbenederSachverhalteexemplarisch erläutert (2. Spalte). Zu
BeginndesKommunikationsprozesses sollten (Klima)Expertendie relevantenAkteureüberklima
wandelbezogenes Wissen, z.B. lokale Klimaszenarien, Projektionen und mögliche Anpassungsmaß










Das kann dazu führen, dass wechselseitiges situatives Einverständnis über Sachverhalte (Da
ten/Fakten)zwischeneinzelnenAkteurenerschwertodergarnichterreichtwird(z.B.beiKlimaskep
tikern). Gleichermaßen ist Einverständnis zur Anerkennung der Authentizität von Akteuren (WER
Ebene)undLegitimität ihrerBegründungenzurRechtfertigungihrerZieleundInteressen(WARUM
Ebene) nötig. An Ende einer gemeinsamen Situationsdefinition wird festgestellt, inwiefern Einver







Im folgenden Abschnitt soll nun unser methodisches Vorgehen bei der Kommunikationsanalyse in
KLIMZUGNORDdargestelltwerden.Wenn„gute“Kommunikation,wieobengezeigtwurde,aufge
genseitige Verständigung abzielt (vgl. Habermas 1981a; Habermas 1981b), die auf verschiedenen
Ebenen und im Rahmen aufeinanderfolgender Phasen (vgl. Burkart 2005) erreicht werden kann,
mussmanausunsererSichtrelevanteKriterienformulieren,dieeineempirischeAnalysederKom























Nachfolgend werden ausgewählte Analysekategorien der Klimakommunikation (Abb. 1, blau mar
kiert)anhandunseresVorgehensinKLIMZUGNORDnähererläutert.BeiderpartizipativenEntwick
lung akzeptierter Klimaanpassungsstrategien in regional begrenzten Gebieten unter Akteursbeteili
gung(vgl.Feindtetal.2008),istesfürunsnotwendig,dielokalenklimawandelbedingtenProbleme
imModellgebietzukennen(Klimawissen)unddiespezifischenAkteurssichtweisendaraufzuidentifi
zieren (Problemsichtweisen,blau in Abb.1).DieSichtweisen beinhaltenden jeweilsakteursspezifi
schen Problem und Betroffenheitsbezug und sie offenbaren individuelle Akteursziele und 
interessen.ImargumentativenAustauscherscheintesunssinnvoll,gegenseitigesVerstehenimSinne





Verständigung: Konsens und Dissens, Lernen 
Kommunikationskompetenz: Fähigkeit  
Überzeugen: Einstellungen und Meinungen verändern 
Akzeptanz: Einstellungen und Meinungen akzeptieren 
Verstehen: Perspektivenwechsel 





Angemessenheit: Themen, Timings und Mittel  
Angemessenheit: Akteure  
Angemessenheit: Modellgebiet als lokales Experiment 










on auf Basis von Verständigung. Der Wert von guter Klimakommunikation besteht darin, welchen
BeitragdieKommunikationzurEntwicklungvonAnpassungsstrategien leistenkann.DieBedeutung
derKlimakommunikation imRahmendesAdaptionsprozesseshängt fürdie verschiedenenAkteure
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men der Entwicklung von Klimaanpassungsmaßnahmen eingesetzt und in diesem Kontext erprobt.
DiesesPaperdiskutiertdiePotentiale,dieeineOnlinebürgerbeteiligungbeiderDiskussionkomplexer
wissenschaftlicherFragestellungenbietenkann,undillustriertdieseamBeispieldesOnlinediskurses
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nen nachhaltige Lösungen entwickelt werden. Diesen Ansatz verfolgt auch das Verbundprojekt













ter Verfahren subsumiert, die zur Beteiligung an politischen Entscheidungsprozessen beitragen3.
Einesdavon,dassichauchbeiStädtenundKommunenimmerstärkererBeliebtheiterfreut,sindmo










nen. Der erste Anwendungsfall dieser Beteiligungsreihe fand im Herbst 2010 statt und behandelte
die regionsübergreifende Fragestellung Hochwasser und Schutzmaßnahmen in der Metropolregion
Hamburg.
Im Folgenden soll aufzeigt werden, welche Ergebnisse durch den Einsatz dieser Methodik erzielt






























































passung an den Klimawandel, kaum verwendet. Wie die folgenden Kapitel zeigen werden, ist dies






















dungsträgern und können so zu fundierten und nachhaltigeren Entscheidungen führen. Auf diese







Ein weiterer Aspekt von Onlinediskursen ist die Möglichkeit, bestehende Entscheidungs und Wis




von verständlichen, nachvollziehbaren Informationen. Aus diesem Grund hat unter anderem das





































































die Folgen des Klimawandels in der Metropolregion Hamburg. Konkrete Entwicklungen lassen sich
zwar bisher nicht verlässlich vorhersagen, dennoch muss sich die Metropolregion Hamburg schon
heuteaufmöglicheVeränderungeneinstellenundmitzukünftigenKlimafolgenumgehen,wirksame
















Bei dem DEMOSBeteiligungsverfahren handelte es sich um eine ergebnisoffene Internet basierte
Diskussion,diezeitlichaufdreiWochenbefristetundpermanentvonModeratorenbegleitetwurde.

18 So verwendet beispielsweise der Bezirk BerlinLichtenberg für seinen jährlichen Bürgerhaushalt die Kombination der
















Klimawandels, mit Hintergrundinformationen zu einzelnen Fachgebieten und Forschungsansät
zenoderProjektendesHochwasserschutzes,mitVideoszurVisualisierungmöglicherHandlungs





















tieren lassen. Diese MaßnahmenSammlung diente sowohl dazu, die vielfältigen Möglichkeiten
undinnovativenAnsätzebekanntzumachenunddieMenschenderMetropolregiondarüberzu
informieren. Anhand der Bewertungen lies sich jedochauchdieAkzeptanz derTeilnehmenden
bezüglichderverschiedenenLösungenablesen.
 UmfragezuRisikobewußtseinundakzeptanz:
In Zusammenarbeit mit dem Hamburger Landesbetrieb für Straßen, Brücken und Gewässer
(LSBG)wurdezudemeineUmfragezurRisikowahrnehmungundakzeptanzentwickeltundindie
Internetplattformintegriert.
















Trotz des komplexen Themas wurde die Internetplattform www.hochwassernord.de während der
drei Wochen von 2.844 Personen besucht, die 28.518 Aktionen (Seitenbesuche, Downloads etc.)
vornahmen.DabeierfolgtendieZugriffezwarzu90,8%ausDeutschland,4,3%derBesuchergriffen



















































































in denen zahlreiche Teilnehmende mit insgesamt 234 Beiträgen die Gelegenheit nutzten, um die
ExpertendirektzuihrenFachgebietenzubefragenundzukünftigeEntwicklungenzuerörtern.Auch











de, Wilhelmsburg oder Klein Hove, bezogen. Viele der Beteiligten nutzen die Gelegenheit, auf der
Plattform nicht nur auf Gefahren und Mängel hinzuweisen, sondern sie brachten sich mit eigenen
Vorschlägendazuein, inwiefernderzukünftigenKlimawandelbedingtenZunahmevonHochwasser
undStarkregenbegegnetwerdenkönnte.DabeireichtendieVorschlägevomElbsperrwerküberbe







lungvonÜberflutungsflächen proklamierten.Die höchsteAufmerksamkeit–gemessen anderZahl
der Abrufe und der Kommentare – errang einerseits der Vorschlag für ein Elbesperrwerk, der im
Nachfolgenden sehr kontrovers und aus zahlreichen fachspezifischen Perspektiven erörtert wurde.
Die mit Abstand längste Diskussion erzeugte die Grundsatzfrage „Immer höhere Deiche oder Land
ans Meer abgeben?“, an der sich eine lange und heterogene Diskussion beispielsweise über den
notwendigen Erhalt der von den Urahnen geschaffenen Landflächen, die notgedrungene Aufgabe










Wie das Beispiel des Onlinediskurses zum Hochwasserschutz in der Metropolregion Hamburg ver
deutlicht,istesdurchausmöglich,dieÖffentlichkeitindieDiskussionwissenschaftlicherThemenwie
die Entwicklung strategischer Anpassungsansätze zum Klimawandel aktiv miteinzubeziehen und ei
nenkonstruktivenAustauschzwischeninteressiertenBürgern,FachexpertenundPolitikernüberein
sehr komplexes Themenfeld zu ermöglichen. Mit Hilfe verschiedener Aktivitäten zur Bekanntma
chungdesöffentlichenDiskursesundgezielterAnsprachekonntedarüberhinauseinsehrheteroge
nesTeilnehmerfeldzurengagiertenBeteiligunganderOnlinediskussionmotiviertwerden–während
mehrere tausend Personen den Diskurs im Internet verfolgten, erörterten auf der Plattform Laien
undExpertenvomSchülerbisinsRentenalterausdenBundesländernHamburg,Niedersachsenund





















Es ist anzunehmen, dass in Zukunft digitale Beteiligungsformen im Rahmen der Diskussion wissen
schaftlicherThemenvermehrtzumEinsatzkommenwerden.SowurdezumBeispielam2.Märzder

























politischer Partizipation – Evaluation der Hamburger Internetdiskussion zum Leitbild „Wachsende
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